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Deutſche zwiſchen Bug und Weichſel 


Im Lublinerland, das, zwiſchen Weichſel und Bug gelegen, den öſtlichen Teil des 
Generalgouvernements bildet, gab es ſchon frühzeitig Deutſche. Nach deutſchem Recht 
und faſt ſtets auch von deutſchen Bürgern wurden wie überall, ſo auch in dieſem Teile 
des Oſtens, die Städte gegründet. So befanden ſich auch unter den erſten Bürgern der 
Stadt Cholm, die der Reußenfürſt Daniel von Halitſch im Jahre 1237 gründete, por- 
wiegend Deutſche. Als dann im Jahre 1340 Kaſimir der Große von Polen das von den 
Tataren und Reußen zerſtörte Lublin wieder aufbauen ließ, erteilte er dem Deutſchen 
Franzko, der aus Mainz ſtammte, den Auftrag, die Stadt zu deutſchem Recht neu zu 
gründen. Das alte Lublin war eine deutſche Stadt; ſeine Verwaltung lag bis zum 
Jahre 1504 ausſchließlich in den Händen deutſcher Vögte. Deutſchen Einwanderern ver— 
dankte auch die im Jahre 1543 von dem Wojewoden Firley gegründete Stadt ubar- 
fow, die nach dem Wappen der Firley (Lewart) urſprünglich Lewartow hieß, Ent- 
ſtehung und Blüte. Firley ſelber entſtammte einem Geſchlecht flämiſcher Herkunft. Die 
Koloniſten kamen aus der Kölner und Jülicher Gegend, aus Holland und Flandern. Für 
das geiſtige Leben des Lublinerlandes erlangte die von Firley in Lubartow geſchaffene 
Mittelſchule große Bedeutung. Deren erſter Rektor war der damals berühmte ſchleſiſche 
Dichter Samuel Wolf; auch ſonſt waren an der Schule, an der außer in lateiniſcher und 
griechiſcher auch in deutſcher Sprache gelehrt wurde, hauptſächlich aus Wittenberg und 
Leipzig herangezogene Lehrkräfte tätig. Bis zum Jahre 1656 wurde die Stadt, deren 
Handwerkserzeugniſſe über die Grenzen Polens hinaus Abſatz fanden, von deutſchen 
Vögten verwaltet. Im Jahre 1580 entſtand im ſüdlichen Lublinerlande eine weitere 
Stadt, die nach ihrem Gründer, dem Kanzler Jan Zamojſki, Zamość (heute: Samoſch) 
genannt wurde. Sie wurde mit Deutſchen und Holländern, ferner Polen, Armeniern, 
Schotten und Italienern beſiedelt und mit Magdeburger Recht ausgeſtattet. Die 
Deutſchen bildeten in Samoſch zwar nur eine Minderheit, doch ſtellten ſie bis zum Ende 
des 17. Jahrhunderts einen großen Teil der im wirtſchaftlichen, geiſtigen und öffentlichen 
Leben führenden Schicht. 

Im 17. Jahrhundert erlebte die Stadt Lublin einen neuen Aufſchwung ihrer deutſchen 
Bürgerſchaft. Die neuen Zuwanderer dieſer Zeit waren meiſt Kaufleute und Edelhand— 
werker, wie Glockengießer, Buchdrucker, Buchhändler, Uhrmacher uſw., die ſich raſch 
hocharbeiteten und in der Stadt zu Anſehen und Bedeutung gelangten. Soweit ſie 
Proteſtanten waren, hatten ſie unter den damals mit verſtärkter Wucht einſetzenden 
Religionsverfolgungen aufs ſchwerſte zu leiden, ſo daß gegen Ende des 17. Jahrhunderts 
eine Abwanderungsbewegung unter den Deutſchen einſetzte. Mit ihr begann auch der 
Niedergang der Stadt, die im Jahre 1569 jenen berühmten Landtag in ihren Mauern 
geſehen hatte, der die Realunion zwiſchen Litauen und Polen und die Vergewaltigung 
Weſtpreußens beſchloß. Zum letzten Male erhielten die Städte des Lublinerlandes, nament⸗ 
lich Lublin ſelbſt, in den letzten Jahrzehnten vor dem Zerfall der Adelsrepublik, am Aus⸗ 
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gang des 18. Jahrhunderts, neuen Zuzug von Deutſchen. Es handelte ſich ebenfo wie in 
Warſchau, das damals das Ziel einer ſtarken deutſchen Eliteeinwanderung war, um 
hochwertige Fachkräfte, die durch ihren Unternehmungsgeiſt, ihren Fleiß und ihr Können 
den Grund nicht nur zu der ſich im 19. Jahrhundert dort entwickelnden Induſtrie, ſondern, 
indem ſie meiſt ſehr bald im Polentum aufgingen, auch zu der ſich im 19. Jahrhundert 
herausbildenden polniſchen Bürgerſchicht legten. 


Frühzeitig ließen ſich auch deutſche Bauern im Lublinerlande nieder. Bereits im 
15. Jahrhundert wanderten von Galizien her kleine Gruppen deutſcher Koloniſten ein. 
Dann wurde das Land erneut von den Ausläufern der deutſchen Bauernſiedlung erfaßt, 
die ſich vom 16. Jahrhundert an über das weſtliche Polen ergoß. Es handelte ſich bei den 
Koloniſten, die ſich damals am Bug niederließen, um Weiterwanderer aus den Niederungs⸗ 
gebieten der Weichſel. Im Zuge dieſer Siedlungsbewegung entſtanden im Jahre 1617 
die „Holländerdörfer“ Neudorf und Neubruch, ſüdlich von Breſt, die von den Grund- 
herrn Raphael Leſzezynſki mit niederdeutſchen Koloniſten aus dem Danziger Werder 
beſetzt wurden, nach den blutigen Wirren des großen Koſakenaufſtandes von 1647/49 
neuen Zuzug aus der alten Heimat erhielten und ſich bis in die Gegenwart, trotz 
ſprachlicher Poloniſierung, das Bewußtſein ihrer deutſchen Abſtammung, den Willen zur 
Abſonderung gegenüber ihrer fremdvölkifchen Umgebung und ihren proteſtantiſchen 
Glauben bewahrten. 

Als erſte Kolonie der Ende des 18. Jahrhunderts neu einſetzenden deutſchen Bauer nein— 
wanderung wurde im Jahre 1782 Michelsdorf (Kreis Wlodawa) gegründet, dem dann 
in längeren Zeitabſtänden weitere Gründungen folgten, namentlich von den 40er Jahren 
des 19. Jahrhunderts an. Bis zum Jahre 1864 entſtanden fo etwa 30 de utf he 
Kolonien in dem Land zwiſchen Weichſel und Bug. In dieſem Jahre erfolgte die 
Aufhebung der Leibeigenſchaft. Damit verlor der Großgrundbeſitz mit 
einem Schlage die Arbeitskräfte, die Jahrhunderte lang umſonſt für ihn gearbeitet hatten. 
Er mußte, um Mittel in die Hand zu bekommen, Land verpachten oder verkaufen, und 
er nahm feine Zuflucht zu dem fo oft bewährten Allheilmittel: den Deutſchen. Die Guts- 
beſitzer des Lublinerlandes ſchickten Boten aus, um in den deutſchen Kolonien im meft: 
lichen Kongreßpolen Siedler zu werben; es kam auch vor, daß ſich Koloniſten, die auf 
dem Wege nach Wolhynien waren, von polniſchen Gutsbeſitzern im Lublinerland, die 
Käufer oder Pächter für ihr Land ſuchten, zum Bleiben überreden ließen. So er— 
reichte die deutſche Siedlungsbewegung im Lublinerland in 
den erſten anderthalb Jahrzehnten nach der Aufhebung der 
Leibeigenſchaft ihren Höhepunkt. In der Zeit von 1864 bis 1880 
wurden dort etwa 120 deutſche Kolonien gegründet. Die Bedingungen, unter denen die 
Koloniſten angeſetzt wurden, waren zumeiſt günſtig und das Verhältnis zu den polniſchen 
Gutsbeſitzern in der erſten Zeit gut. Das Land wurde von den Koloniſten zunächſt meiſt 
gepachtet, nach einer Reihe von Jahren aber, wenn ſie ſich hoch gearbeitet hatten, 
gekauft. Bei den meiſten Deutſchen, die ſich im Lublinerland niederließen, handelte es 
fih um Weiter wanderer aus dem weſtlichen Kongreßpolenz; nur 
zum geringen Teil kamen ſie direkt aus Deutſchland, in einzelnen Fällen auch aus Galizien. 
Sie waren faſt durchweg Proteſtanten; Katholiken waren ſelten unter ihnen 
vertreten. Von katholiſchen Pfälzern wurde z. B. die ſpäter poloniſierte Kolonie Gitaniec 
bei Samoſch (Zamosé) gegründet. Die Einwanderung bzw. Gründung 
von Tochterkolonien dauerte bis in das erſte Jahrzehnt des 
19. Jahrhunderts an. 

Am dichteſten wurden die Kreiſe Lubartöw und Cholm von 
Deutſchen beſiedelt. Eine größere Anzahl deutſcher Kolonien entſtanden auch in 
den Kreiſen Wlodawa, Lublin und Radzyn. In den anderen Kreiſen des 
Landes zwiſchen Weichſel und Bug ließen ſich Deutſche nur in kleinen Gruppen nieder. 
Im Jahre 1827 wurden im (damaligen) Gouvernement Lublin erſt 902 Proteſtanten 
(= Deutſche) gezählt. Bis 1871 war die Zahl auf 5984 angewachſen. 1876 waren es 
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ſchon 15 826, 1899 bereits 37 379 und 4906 ſchließlich 44753. Während des 
Weltkrieges wurden die Deutſchen des Lublinerlandes, ebenfo wie die in Wolhynien, 
von ihrer Scholle vertrieben und nach Innerrußland verbannt. Viele gingen 
in dieſen Notjahren zugrunde. Und als die Uleberlebenden nach dem Kriege heimkehrten, 
waren ihre Höfe vernichtet, ihr Land von Polen oder Ukrainern beſetzt. Sie fanden ein 
Staatsweſen vor, das allem Deutſchen den Untergang geſchworen hatte. Sie mußten 
noch einmal von vorn anfangen, ohne ſtaatliche Unterſtützung, zuerſt in Erdhöhlen 
hauſend, und oft, wenn Pflug oder Zugtiere fehlten, das Ackerland mit dem Spaten um- 
grabend. Es dauerte Jahre, bis ſie aus dem Aergſten heraus waren. Dann aber ent⸗ 
ſtanden wieder ihre ſchmucken, ſauberen Dörfer, auch ihre Schulen bauten ſie wieder auf. 
Doch hatte der Weltkrieg dem Deutſchtum des Lublinerlandes tiefe Wunden geſchlagen. 
Seine Zahl war um ein reichliches Drittel geſunken und die 
frühere nationale Geſchloſſenheit der deutſchen Kolonien 
war zerſchlagen. Rein deutſche Kolonien, die früher die Regel gebildet hatten, 
waren ſelten geworden. Auch etwa die Hälfte des mühſam erarbeiteten Landbeſitzes ging 


den Deutſchen durch die feindſelige Bodenpolitik des polniſchen Staates verloren. Während 


die Koloniſten vor dem Weltkrieg ein zwar einfaches, aber durchaus taugliches Schul⸗ 
weſen, das ſie ſich ganz aus eigener Kraft aufgebaut hatten, beſeſſen hatten, gab es im 
Schuljahr 1925/26 in der Wojewodſchaft Lublin nur noch drei ſtaatliche und eine private 
deutſche Schule mit insgeſamt nur 243 Schülern. Schließlich wurde von den polniſchen 
Behörden überhaupt jeder deutſche Unterricht unmöglich ge- 
macht. Die deutſchen Kinder waren gezwungen, in polniſche Schule zu gehen oder ſie 
beſuchten, was auch vielfach der Fall war, überhaupt keine Schule. 


Sehr viel haben die deutſchen Koloniften zur Kultivierung des Lublinerlandes bei- 
getragen. Große Flächen von Sumpf- und Dedland find von ihnen 
urbar gemacht, weite Waldflächen von ihnen gerodet worden. 
Etwa die Hälfte des Grund und Bodens, den fie von den polniſchen Grundherren zur 
Bewirtſchaftung zugewieſen erhielten, ift bei ihrer Ankunft reines Sumpfland geweſen; nur 
in ganz ſeltenen Fällen ſind ſie auf ackerfähigem Boden angeſetzt worden. Die Arbeit 
der deutſchen Koloniſten und ihre Siedlungsform, das aufgelockerte Straßendorf und die 
Streuſiedlung, haben das Landſchaftsbild des Lublinerlandes auf 
weite Strecken völlig verändert. Und wo ſie nicht ſelbſt entwäſſert, 
gerodet und verbeſſert haben, da ſind ſie den Polen und Ukrainern Helfer und Lehrmeiſter 
bei der Urbarmachung des Bodens, bei der Verbeſſerung der Wirtſchaftsmethoden uſw. 
geweſen. Von den deutſchen Koloniſten erſt haben die polniſchen und ukrainiſchen 
Bauern den eiſernen Pflug, die Verwendung des Stalldüngers, den Brunnenbau, den 
Schornſteinbau, eine vernünftige Viehpflege kennengelernt. Im Hausbau, im Wagen⸗ 
bau, in der Fruchtwechſelwirtſchaft, im Obſt- und Gemüſebau haben fie von den Deutſchen 
gelernt. Auch in der Kleidung, im Straßenbau, im Windmühlenbau, in der Weberei und 
in vielen anderen handwerklichen Fertigkeiten ſind die Deutſchen ihre Lehrmeiſter geweſen. 
Von ihnen haben ſie auch gelernt, wie man ſtatt mit der Sichel mit der Senſe mäht, 
wie man richtig buttert, richtig Kartoffeln anpflanzt und vieles andere mehr. Man 
braucht nur an einige Sprichwörter zu erinnern, die unter den Polen und Ukrainern des 
Lublinerlandes umgehen, um die Rolle, die der deutſche Koloniſt in dieſem Lande geſpielt 
hat, zu charakteriſteren: „Wo Sumpf und Erle wachſen tut, geht es dem Deutſchen doch 
noch gut“, oder: „Wo die Polen Hungers ſterben, die Deutſchen Reichtum erwerben“, 
oder: „Wo dem Polen Sand in die Augen weht, der Deutſche ſogar Weizen ſät“, und 
ſchließlich auch dieſes: „Beim Deutſchen iſt es im Stall ſo rein, wie beim Polen in der 
Wohnung“. 


In der Hauptſache ſeit acht Jahrzehnten, z. T. aber auch ſeit einem Jahrhundert und 
länger haben die Deutſchen in dieſem Lande, das nach der politiſchen Neuordnung von 
1939 den öſtlichen Teil des Generalgouvernements bildet, geſeſſen. Mitte September hat 
nun ihre Umſiedlung in den Warthegau begonnen. Sie kehren ſomit in 
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ein Land zurück, aus dem ihre Vorfahren vor einigen Jahrzehnten nach Oſten abgewandert 
ſind. Es handelt ſich um etwa 30000 Menſchen, die, ähnlich den Deutſchen aus 
Eſtland und Lettland, Wolhynien, Galizien und dem Narewgebiet, Beſſarabien, der Nord— 
bukowina und Litauen, ein Land verlaſſen, in dem völkiſche Vorpoſten zu unterhalten 
nicht im Intereſſe des Volksganzen liegt, und ſie werden in einem Gebiet angeſiedelt, in 
dem ſie ſich in die geſchloſſene deutſche Siedlungsfront im Oſten einreihen können. Jedoch 
unterſcheidet ſich die Umſiedlung der Deutſchen aus dem Lublinerland von den anderen 
Umſiedlungsaktionen inſofern, als ſie ſich innerhalb der Grenzen des Großdeutſchen Reiches 
vollzieht und daher keine zwiſchenſtaatliche, ſondern eine reine innerdeutſche Angelegen— 
heit iſt. Die Umſiedlung vollzieht ſich in dieſem Falle daher auch anders als in den 
anderen Fällen, und zwar in Form der Austauſchſiedlung: Für die 
Lubliner Deutſchen ſind im Warthegau Höfe, auf denen bis— 
her Polen geſeſſen haben, frei gemacht worden, während die 
Polen aus dem Warthegau in die freiwerdenden Höfe im 
Lublinerland eingewieſen werden, ſo daß die Bewirtſchaftung der An— 
weſen durch den Beſitzerwechſel keine Störung und Unterbrechung erfährt. Der Warthe— 
gau erhält mit dieſen Koloniſten einen Zuwachs an Menſchen, die ihre koloniſatoriſche 
Energie und die Zähigkeit ihres Volkstums in den 200, vielfach ſogar 300 Jahren, die 
ſie und ihre Vorfahren inmitten fremden Volkstums geſiedelt haben, unter Beweis geſtellt 
haben. 


Der wirtſchaſtliche Gewinn Ungarns 


Durch den Wiener Schiedsſpruch vom 30. Auguſt d. J. hat Ungarn einen Gebiets— 
zuwachs erfahren, der ein reichliches Drittel ſeiner bisherigen Fläche ausmacht. Es iſt von 
etwa 118 000 auf rund 160 000 Quadratkilometer angewachſen. Die Wirt: 
ſchaftsſtruktur Ungarns erfährt dadurch eine zwar nicht tief— 
greifende, aber doch in mehrfacher Hinſicht fühlbare Der: 
änderung. Ungarn hat ein ganz überwiegend agrariſches Gebiet 
erhalten. In der Land- und Forſtwirtſchaft ſind 77 v. H. der Bevölkerung beſchäftigt, 
während dieſer Anteil im übrigen Ungarn nur 53 v. H. beträgt. Von der rund 4,2 Mill. 
Hektar umfaſſenden Geſamtfläche der an Ungarn gefallenen Gebiete find etwa 
1,5 Mill. landwirtſchaftlich genutzt. Dieſe Ackerfläche reicht zur Er— 
nährung der etwa 2,7 Mill. Seelen zählenden Bevölkerung der von Rumänien abgetrete⸗ 
nen Gebiete nicht voll aus. Brotgetreide wird, allerdings nur in geringem Maße, 
aus der ungariſchen Tiefebene zugeſchoſſen werden müſſen. Auch der Hackfruchtbau 
langt für die Deckung des Eigenbedarfs der genannten Gebiete nicht hin. Für Ungarn 
erwachſen aus dieſem Zuſchußbedarf ſeiner neuen Gebiete keine Schwierigkeiten, da es 
über große Ueberſchüſſe verfügt. Von Bedeutung für Ungarn ift der Reichtum der neuen 
Gebiete an Handelspflanzen und Obſt. Ungarn hatte bereits mit den flowakiſchen 
und karpathenukrainiſchen Gebietsabtretungen vom Jahre 1938 reiche Obſtbaugebiete er— 
halten. Etwa 1,5 Mill. Hektar dienen zu ungefähr gleichen Teilen als Wieſen und 
Weiden. Die Ueberfchüffe an Futtermitteln und Heu, die die neuen Gebiete 
zur Verfügung ſtellen können, ſtellen für die Viehwirtſchaft im bisherigen Ungarn einen 
beachtlichen Gewinn dar. Die Schaf- und Rinderhaltung iſt in den neuen 
Gebieten ſtark entwickelt und noch ausbaufähig. Ungarn wird daher in Zukunft noch 
größere Mengen an Viehzuchtprodukten für den Export bereitſtellen können. Den 
bedeutendſten wirtſchaftlichen Gewinn für Ungarn aber ſtellen die Wälder der neuen 
Gebiete dar. Etwa 1,5 Mill. Hektar find mit Wald bedeckt; der 
Laubwald, vor allem Buche und Eiche, herrſcht vor. Nachdem Ungarn ſchon mit der 
Karpathenukraine große Waldbeſtände erhalten hat, deren wirtſchaftliche Nutzung aller— 
dings noch viel zu wünſchen übrig läßt, kann nach dieſem neuen Zuwachs das bisher 
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ſchwierige Problem der Brennholzverſorgung Ungarns als gelöft gelten. Auch feinen Bau⸗ 
und Werkholzbedarf wird es nunmehr im Lande decken können. Damit iſt Ungarn einer 
ſeiner drückendſten Verſorgungsfragen ledig geworden. Freilich wird ihm die Nutzung 
ſeiner neuen Holzreichtümer von der Transportſeite her noch beträchtliche Schwierigkeiten 
bereiten; denn die ausgedehnteſten Wälder liegen in den von den großen Verbraucher: 
zentren am weiteſten entfernten und bisher nur unzulänglich durch Verkehrswege er: 
ſchloſſenen Landesteilen Ungarns. Auf der anderen Seite wird die Eigenverſorgung 
Rumäniens mit Holz durch den Verluſt dieſer bedeutenden Waldflächen zwar nicht im 
entfernteſten in Frage geſtellt, doch wird die Stellung Rumäniens als Holzexportland 
immerhin fühlbar geſchwächt. 

Von den reichen Bodenſchätzen, die Ungarn im Diktat von Trianon an Rumänien 
verloren hatte, hat es mit den jetzt von Rumänien wieder abgetretenen Gebieten nur einen 
kleinen Teil zurückerhalten. Rumänien hat die bedeutenden Steinkohlenlager im 
Banater Bergland bei Steierdorf und Reſchitza behalten, ebenſo find die nicht unbefrächr- 
lichen Braunkohlen vorkommen, die zum größten Teil im Gebiet von Petroſchen 
(Petroſeny) in den Südkarpathen liegen, bei Rumänien geblieben. An Ungarn ſind nur 
kleinere Teile der Steinkohlenvorräte gefallen; weſtlich von Klauſenburg hat es ein Braun— 
kohlenlager erhalten. Die Kohlenvorräte der an Ungarn gefallenen Gebiete reichen für 
deren Selbſtverſorgung nicht aus, ſo daß ſich die Kohlenfrage Ungarns durch die Gebiets— 
erwerbungen kompliziert. Eine gewiſſe Erleichterung der Kraftverſorgung kann durch die 
Nutzbarmachung der Waſſerkräfte der neuen Gebiete geſchaffen werden. 
Im ſüdlichen Marmaroſchgebiet hat Ungarn bedeutende Salzbergwerke mit einer 
Jahresproduktion von 47 000 Tonnen erhalten; die rumäniſche Salzverſorgung wird 
durch dieſen Verluſt nicht in Mitleidenſchaft gezogen. Die Eiſenerzvorkommen 
im Banat und im Siebenbürgiſchen Erzgebirge ſind bei Rumänien geblieben; die dortigen 
Vorräte werden auf 24 Mill. Tonnen geſchätzt; an Ungarn ſind auf 2,2 Mill. Tonnen 
geſchätzte Eiſenerzlager in der Klauſenburger Gegend gefallen, deren Ausbeutung jedoch 
noch in den Anfängen ſteckt. An den reichen Manganerzlagern, die das Erzgebirge 
birgt und die nach dem deutſch⸗rumäniſchen Wirtſchaftsvertrag mit deutſcher Unterſtützung 
erſchloſſen werden follen, ift Ungarn nur wenig beteiligt. Gering ift auch die Kupfer- 
e r z produktion in dem an Ungarn gefallenen Gebiet von Groß⸗Neuſtadt (Nagybanya) 
in Nordfiebenbürgen, während die reicheren Kupfererzlagerſtätten des Siebenbürgiſchen 
Erzgebirges bei Rumänien geblieben find. Silberhaltige Bleierze find gleichfalls bei 
Groß⸗Neuſtadt (Ungarn), ſowie im Erzgebirge und im Banat (Rumänien) vorhanden, 
bisher jedoch kaum erforſcht. Das gleiche gilt für die Queckſilberlager, von 
denen Ungarn die im Hargittagebirge in Oſtſiebenbürgen gelegenen erhalten hat, während 
die im Siebenbürgiſchen Erzgebirge gelegenen bei Rumänien geblieben ſind. An den reichen 
Chromerzlagern des Banater Berglandes, deren Erſchließung im deutſch-rumä⸗ 
niſchen Wirtſchaftsvertrag gleichfalls vorgeſehen iſt, hat Ungarn keinen Anteil. Von der 
ſiebenbürgiſchen Gold gewinnung find zwei Drittel (im Erzgebirge) bei Rumänien 
geblieben, ein Drittel (bei Groß⸗Neuſtadt) ift Ungarn zugefallen. Von den ſehr bedeuten⸗ 
den Bauxit lagern Rumäniens hat Ungarn nur geringe Teile im Raum zwiſchen 
Großwardein und Klauſenburg erhalten. An den Erdölvorkommen Rumäniens, 


Menſchen kann man kommandieren, gewiß, aber der deutſche Oſten kann keine 
kommandierten Menſchen gebrauchen, ſondern nur freiwillige, die ſich innerlich mit Leib 
und Leben und mit Haut und Haaren dem deutſchen Oſten verſchreiben. Und wer ein 
bequemes und ſattes Leben ſucht, den kann man im Oſten nicht gebrauchen Wir wollen 
in dieſem weiten Lande all' das, was wir im Altreich ſchon beſitzen und was uns dort 
manchmal ſchon allzu ſelbſtverſtändlich vorkommt, erſt ſelber bauen und ſchaffen. 


Gauleiter und Reichsſtatthalter Arthur Greiſer Aue 
(in einem Aufruf an die deutſche Jugend am 25. Auguft 1940) 
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die ſüdöſtlich von Kronſtadt mit Ausläufern nach Siebenbürgen hineinreichen, hat Ungarn 
keinen Anteil. Ebenſo find die reichen Erdgas vorkommen, die als Energiequelle 
der ſiebenbürgiſchen Induſtrien eine wachſende Bedeutung beſitzen und vor allem im 
Thorenburger und Mediafcher Gebiet liegen, Rumänien verblieben. Im weſent— 
lichen liegen alfo die vielſeitigen und z. T. bedeutenden Hoden: 
ſchätze Siebenbürgens und des Banats in den rumäniſch gez 
bliebenen Landesteilen. 


Dasſelbe gilt für die Induſtrie. Zwar hat Ungarn mit den neuen Gebieten e t wa 
650 induſtrielle Betriebe erhalten. Doch iſt der Zuwachs an Groß— 
betrieben gering. Gegenüber den ſchwerinduſtriellen Werken, wie namentlich denen von 
Reſchitza im rumäniſchen Banat, ſpielt die Produktion von Karlshütte, das an Ungarn 
abgetreten worden iſt, nur eine untergeordnete Rolle. Ungarn hat insgeſamt nur zwei 
Hochöfen erhalten. Metall- und Maſchinenfabriken gibt es in Klauſenburg, 
Großwardein und Sathmar, insgeſamt in den an Ungarn gefallenen Gebieten etwa 
40 Betriebe mit rund 4000 Arbeitern. Auch eine größere Anzahl von chemiſchen Fabriken 
mit zuſammen etwa 2000 Arbeitern hat Ungarn gewonnen, und zwar beſonders in Groß— 
Neuſtadt, Klauſenburg, Neumarkt und im Großwardeiner Gebiet. Der Zahl der Betriebe 
nach ſtehen unter den Induſtrien der neuen Gebiete die Holzinduſtrie und die 
Nahrungsmittelinduſtrie an weitaus erſter Stelle; in der erſteren, etwa 
250 Betriebe, ſind etwa 15 000, in der letzteren, etwa 200 Betriebe, über 2500 Arbeiter 
beſchäftigt. Die Hauptſitze der Nahrungsmittelinduſtrie ſind wiederum die größeren 
Städte Großwardein, Klauſenburg, Neumarkt, Sathmar; andere Zentren ſind die Gebiete 
von Sächſiſch⸗Regen, Biſtritz und Deuſch (Des). Weiter hat Ungarn 37 Tertil: 
fabriken mit rund 3000 Beſchäftigten und je 25 Leder- und Papier: 
fabriken mit 3500 bzw. 1500 Arbeitern gewonnen. Textil- und Lederfabriken ſind 
vorwiegend in Klauſenburg und Großwardein konzentriert; Papierfabriken ebendort ſowie 
in Groß⸗Karol (Nagykaroly) und Biſtritz. Ins geſamt find in der Induſtrie 
der von Rumänien an Ungarn abgetretenen Gebiete nur etwa 33000 Arbeiter 
beſchäftigt, von denen nahezu die Hälfte auf die im Gebiet der Waldkarpathen 
liegende Holzinduſtrie entfallen. Für die rumäniſche Volkswirtſchaft bedeutet die Gebiets⸗ 
verringerung zugunſten Ungarns keinen ſchwerwiegenden Verluſt. Von ſeinen Boden— 
ſchätzen und ſeinen Induſtriewerken hat Rumänien einen im Verhältnis zur Fläche der 
abgetretenen Gebiete nur geringen Teil verloren. Die Selbſtverſorgung Rumäniens iſt 
auf keinem Gebiete in irgendwie fühlbarem Maße beeinträchtigt worden. 


Aus der neuen Grenzziehung ergeben ſich für Ungarn einige ſchwierige Verkehrs— 
probleme. Vor allem fehlt dem weit nach Südoſten vorſtoßenden Siedlungsgebiet 
der Szekler eine ausreichende Bahnverbindung mit dem übrigen Ungarn. Eine der wichtig⸗ 
ften, durch die neuen Gebiete nach Often führenden Bahnlinien, die Bahnverbin— 
dung von Klauſenburg nach Neumarkt, geht durch rumäni- 
ſches Staatsgebiet. Solange Ungarn keine Umgehungsbahn gebaut hat, iſt es 
alſo für den Verkehr nach dem Südoſten ſeines Staatsgebietes auf den Tranſitverkehr 
durch Rumänien angewieſen, zumal auch die wichtige Bahnſtrecke Schäßburg —Kronſtadt 
bei Rumänien verblieben iſt. Für den Abtransport des Holzes iſt es auch von Bedeutung, 
daß die für die Flößerei in Frage kommenden Flüſſe der neuen Südoſtgebiete Ungarns 
nicht durch ungariſches Staatsgebiet, ſondern wie Alt und Maros mit ihren Nebenflüſſen 
durch rumäniſches Gebiet fließen. Etwas günſtiger liegen die verkehrspoli— 
tiſchen Verhältniſſe im Nordteil der neuen Gebiete. Die dortigen Eiſenbahnen tendieren 
faſt durchweg nach Weſten, und die Gewäſſer, die dort entſpringen, ſammeln ſich in der 
die ungariſche Tiefebene durchfließenden Theiß. Doch iſt das Eiſenbahn- und Straßen⸗ 
netz auch in dieſen vorwiegend gebirgigen Landesteilen erſt gering entwickelt. Zu beachten 
ift, daß der Großteil der neuen Gebiete durch einige verkehrs- 
hemmende und verhältnismäßig dünn beſiedelte Gebirgszüge 
vom übrigen ungariſchen Staatsgebiet abgetrennt iſt. Vor dem 
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Weltkrieg haben die durch den Wiener Schiedsſpruch an Ungarn zurückgefallenen Gebiete 
(außer den Landſchaften zwiſchen Sathmar und Großwardein und der Klauſenburger 
Gegend) zu denjenigen Landesteilen Ungarns gehört, die von der Budapeſter Regierung 
die geringſte wirtſchaftliche Unterſtützung und Förderung erhalten haben. Was damals 
verſäumt worden iſt, wird jetzt nachgeholt werden müſſen, wenn die neuen Gebiete mit 
dem übrigen Ungarn wirklich zu einer wirtſchaftlichen Einheit zuſammenwachſen ſollen. 


Die Verwüſtung der weſlpreußiſchen Wälder 


Als das alte Ordensland Weſtpreußen und das Netzegebiet im Jahre 1772 an Preußen 
fielen, befanden ſich die rieſigen Waldungen, die dieſe Landſtrecken bedeckten, in einem 
traurigen Zuſtand. Von einer ſtaatlichen Aufſicht über die Forſten war unter polniſcher 
Herrſchaft nirgends die Rede; eine planmäßige Waldwirtſchaft war nicht bekannt. Der 
Wald war einer ſchrankenloſen Nutzung ausgeliefert. Die Staroſten, denen ein großer 
Teil der Waldungen des Landes gehörte, ließen nicht nur alles an Nutz- und Handels- 
hölzern ſchlagen, was fie irgendwie abſetzen konnten, ſondern fie vergaben, um ihre Ein- 
nahmen zu erhöhen, auch gegen Zins und Kaufgeld zahlloſe Privilegien, Nutzungsrechte, 
Rodungsfreiheiten und dergleichen, die teils zeitlich begrenzt, teils aber auch erblich waren. 
Irgendwelche Rückſichten auf die Erhaltung des Waldes wurden nirgends genommen. 

Schwerer Schaden wurde den Wäldern durch die Wildbienenzucht zugefügt. 
Die Beutner, die zu Zünften zuſammengeſchloſſen waren, durften nach Belieben Beuten 
aushauen, ja ſie waren ſogar jährlich zur Herſtellung einer Mindeſtzahl von Beuten 
verpflichtet. 1772 wurde die Zahl der Beuten, durch die gerade die ſtärkſten und wert⸗ 
vollſten Stämme zerſtört wurden, in den weſtpreußiſchen Staatsforſten auf rund 20 000 
geſchätzt. In manchen Bezirken, wie im Schlochauer Forſtberitt, machten die Abgaben 
der Beutner faſt die Hälfte der Einnahmen aus den Waldungen aus. Dazu kam, daß 
die Beutner, um die Ergiebigkeit der Bienenweiden zu erhöhen, in Abſtänden von einigen 
Jahren das Heidekraut abzubrennen pflegten, wobei infolge mangelnder Sicherheitsmaß— 
nahmen häufig große Waldbeſtände durch Feuer beſchädigt und vernichtet wurden. 

Eine weitere Einnahmequelle für die Staroſten und ſonſtigen Nutzungsberechtigten 
bildete die Aſchbrennerei. Rieſige Mengen von Pott- und Waidaſche gingen in 
polniſcher Zeit aus den Waldgebieten Weſtpreußens nach Danzig und Elbing und von 
dort weiter nach England, Irland, Frankreich und Holland, wo fie zur Seifen- und Glas- 
fabrikation ſowie im Bleichereigewerbe Verwendung fanden. Auch im Lande ſelbſt 
beſtanden zahlreiche Glashütten, die fo lange zu arbeiten pflegten, als die Holz- 
vorräte der Umgebung ausreichten. Waren die Hölzer erſchöpft, ſo wurden die Hütten 
verlegt, und das verwüſtete Waldgebiet wurde ſich ſelbſt überlaſſen. Aehnlich wurde beim 
Betrieb der Papiermühlen verfahren. Auch Pech, Teer und Holzkohle 
wurden in den Wäldern gewonnen. Und auch hier wurde viel Holz ſinnlos vernichtet. 
Statt der Stubben wurde von den Köhlern, die zumeiſt beträchtliche Abgaben an die 
Staroſten oder ſonſtigen Waldeigentümer zu zahlen hatten, das bequemer erreichbare, 
hochwertige Nutzholz verwandt; und weiter wurden durch den ſogenannten Schmeckhieb 
zur Feſtſtellung von kienreichem Holz zahlreiche Stämme nutzlos verdorben. Die Holy 
kohle fand in den damals zahlreichen Eiſenhämmern Verwendung. 

Eine forſtliche Nebennutzung war auch die Bernfteingräberei. Zuerſt in küſten⸗ 
nahen Gebieten, ſpäter aber auch in den Wäldern der Tucheler Heide und ſelbſt im Netze— 
bezirk wurde nach Bernſtein gegraben, der über Danzig nach der Türkei und bis nach 
China ausgeführt wurde. War irgendwo eine bernſteinführende Ader entdeckt, ſo wurde 
von den Pächtern, aber auch von den Bauern der Boden ohne Rückſicht auf die Wald⸗ 
beſtände nach dem wertvollen und hohen Gewinn bringenden Bernſtein durchwühlt, ganze 
Reviere wurden von Gräben durchfurcht. Im ganzen, ſo heißt es im Bericht eines 
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preußiſchen Forſtmannes, überwog der forſtliche Schaden, den die Raubgräberei nach 
Bernſtein anrichtete, den Gewinn, den die Gräber erzielten, bei weitem. i 

Auch bei den Rodungen, die die Staroſten und Edelleute in ihren Waldungen zur 
Auffüllung ihrer ſtets leeren Kaſſen vornehmen ließen, fehlte jede landeskulturliche 
Planmäßigkeit. Es wurde zumeiſt weder nach forſtwirtſchaftlichen Geſichtspunkten, noch 
im Intereſſe einer landwirtſchaftlichen Urbarmachung des Landes gerodet. Die zu 
Rodungszwecken verpachteten Waldteile waren meiſt ſolche, aus denen ſich durch Nutz— 
holzverkauf, Beutnerei, Aſchbrennerei u. f. f. nichts mehr herausholen ließ. Die auf dieſen 
„Puſtkowien“ angeſetzten Pächter ſchalteten und walteten dort nach Belieben. Sie 
ſchlugen ſo viel Holz, wie ſie brauchten; und die Grundherren waren zufrieden, wenn ſie 
nur den feſtgeſetzten Pachtzins erhielten. Der gerodete Boden aber war bei dem Fehlen 
jeder geordneten landwirtſchaftlichen Kultur bald erſchöpft. Vor allem der feines Wald- 
beſtandes beraubte Sandboden verſagte fich fon nach wenigen Jahren der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Nutzung. Und die Pächter lebten dann mehr von der Ausbeutung der um— 
liegenden Wälder als von dem von ihnen gerodeten Land. So berichtete ein preußiſcher 
Forſtmann im Jahre 1773 z. B. über den Zuſtand der Golluber Forſten: ſie ſeien faſt 
gänzlich ausgeholzt und nur noch hier und da fänden fih waldähnliche Stellen; allent⸗ 
halben aber ſeien Rodeländereien mit armſeligen Katen und Erdhöhlen zu finden, die von 
den Koloniſten teils mit, teils ohne Erlaubnis der Grundherren angelegt worden ſeien, 
und die Koloniſten, die wie die Blutegel im Forſt ſäßen, hätten es ſich zur Gewohnheit 
gemacht, die alten Stämme zu ihrer Abtötung zu ringeln und die jungen in der Mitte 
umzuhauen und zur Erde zu biegen, um ſie nach ihrer Austrocknung anzuzünden. 

Wie die Koloniſten in Puſtkowien, ſo hauſten auch die Bauern in den privaten und 
ſtaatlichen Wäldern. Sie pflegten wie dieſe die Abgaben, die ſie ihren Grundherren zu 
entrichten hatten, mit dem Holz, das ſie dieſen aus den Wäldern ſtahlen, zu zahlen. Zu 
all' dieſen raubwirtſchaftlichen Nutzungsmethoden kamen noch die häufigen Wald- 
brände hinzu, die nur teilweiſe aus Verſehen entſtanden, zumeiſt aber mit Abſicht, ſei 
es von den Beutnern, ſei es von den Bauern, angelegt wurden. 

Die Wälder des Landes waren am Ende der polniſchen Fremdͤherrſchaft fo herunter- 
gewirtſchaftet, daß die preußiſche Verwaltung vielerorts das zu ihren Bauten erforder— 
liche Holz aus anderen Teilen des Staates in dieſes an ſich waldreiche Land einführen 
mußte! Die entwaldeten Landſtrecken waren zum größten Teil nicht in dauernde land— 
wirtſchaftliche Kultur genommen worden, ſondern hatten ſich vielfach in Oedländereien 
verwandelt. Auch die Art des Baumbeſtandes hatte ſich in polniſcher Zeit weitgehend 
verändert. Die Laubhölzer, namentlich Eichen und Linden, waren als zuſammen⸗ 
hängende Beſtände faſt völlig vernichtet. Alles dem Abtransport irgendwie 
günſtig gelegene Eichenholz war im Laufe der Zeit in die Städte oder nach Weſt⸗ 
europa ausgeführt worden; und in den gelichteten Beſtänden fand die Eiche auf dem an 
ſich kaltgründigen Boden nicht mehr die Vorbedingungen zu ihrer Verjüngung. Auch die 
Linde verſchwand in polniſcher Zeit faſt gänzlich aus den Waldungen Weſtpreußens. 
Ihr weiches Holz und ihre Rinde waren für die Bauern, Köhler uſw. ein wertvolles 
Rohmaterial, das rückſichtslos nicht nur für den eigenen Bedarf, ſondern auch für die 
gewinnbringende Ausfuhr ausgenutzt wurde. Und ebenſo verſchwand die Rotbuche in 
polniſcher Zeit aus den Wäldern des Landes. Ihre Beſtände wurden vornehmlich zur 
Aſchbrennerei und Pottaſchegewinnung ſowie als Brennmaterial ausgehauen und verwüſtet. 


So war, als das Land 1772 an Preußen fiel, das zur Ordenszeit noch vorhandene 
reiche Waldkapital Weſtpreußens weitgehend vernichtet. Auf weite Strecken, die früher 
von wertvollem Hochwald beſtanden waren, dehnten ſich kümmerliches Strauchwerk und 
Dedland. Wie auf allen anderen Gebieten, fo ſah ſich auch hinſichtlich der Forſtwirtſchaft 
die preußiſche Verwaltung vor große Aufgaben geſtellt. Und wenn ſich im 
Laufe der Jahrzehnte das Land wieder dort, wo es für die landwirtſchaftliche Kultur 
nicht oder wenig geeignet war, mit Wäldern bedeckte, ſo war auch das ein Werk, auf 
das die preußiſche Verwaltung mit Stolz hinweiſen konnte. 
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Flurbereinigung im Generalgouvernement 


Das Ziel der deutſchen Wirtſchaftsführung im Generalgouvernement iſt, was die Land⸗ 
wirtſchaft anlangt, die Sicherſtellung der Ernährung des Generalgouvernements aus 
eigener Scholle und darüber hinaus die Erzielung von Ueberſchüſſen für den deutſchen 
Verbrauch. Vorerſt befindet ſich die Landwirtſchaft des Generalgouvernements jedoch 
noch in einem Zuſtand, der eine Produktionsſteigerung nur in beſchränktem Umfange 
zuläßt. Eines der Hinderniſſe, die einer ſolchen Steigerung entgegenſtehen, ift die Zer- 
ſplitterung des Beſitzes, die durch die Streulage der Parzellen 
noch verſchlimmert wird. Fortgeſetzte Erbteilung und lebhafter 
Handel mit kleinen und kleinſten Landparzellen haben in 
weiten Teilen des Generalgouvernements geradezu zu einer 
Atomiſierung der Fluren geführt. Etwa 40 v. H. der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Nutzfläche find in klein- und zwergbäuerliche Be: 
ſitze aufgeſplittert. Dieſen Zwergbeſitzern fehlen ſowohl die finanziellen Mittel 
wie die fachlichen Vorausſetzungen für eine intenfive Bewirtſchaftung ihres Bodens. Die 
Erträge, die ſie erzielen, liegen weit unter dem Durchſchnitt des Deutſchen Reiches, müſſen 
andererſeits aber eine weſentlich größere Perſonenzahl je Hektar landwirtſchaftlich genutzter 
Fläche ernähren. Tatſächlich ift es fo, daß der größere Teil dieſer, 
40 v. H. der Nutzfläche ausmachenden Klein- und Zwergbetriebe 
kaum zur Ernährung der auf ihnen ſitzenden Menſchen aus: 
reicht und für die Marktbelieferung nahezu gänzlich aus⸗ 
fällt. Und das um ſo mehr, als ſelbſt die kleinſten Beſitze zumeiſt noch in zahlreiche, 
oft winzige, über die Flur zerſtreute Landſtücke zerfallen. Durch dieſe Streulage wird 
naturgemäß die an ſich auch im Zwergbetrieb mögliche und gerade dort notwendige 
intenſive Wirtſchaftsweiſe unmöglich gemacht. An der Streulage ſcheitert 
jeder Verſuch, fortſchrittliche Arbeitsmethoden einzuführen. 
Sie hat eine Vergeudung menſchlicher Arbeitskraft zur Folge. Durch die unzähligen 
Grenzraine und Grenzfurchen, die die Streulage erfordert, wird viel Ackerland der Bewirt⸗ 
ſchaftung entzogen. In der Regel ſind die einzelnen Beſitzſtücke auch nicht durch Wege zu 
erreichen, was den fortſchritts feindlichen Flurzwang zur Folge hat. 


Hier muß erſt einmal Ordnung geſchaffen werden, ehe die deutſche Wirtſchaftsführung 
daran denken kann, die Maffe der Klein- und Zwergbeſitzer mit Erfolg in ihr Produk⸗ 
tionsſteigerungsprogramm aufzunehmen. Die Landſtücke der einzelnen Beſitzer müſſen 
räumlich zuſammengelegt werden. Im Generalgouvernement find rund 
3 Will. Hektar umlegungsbedürftig. Das iſt etwa die Hälfte 
der geſamten landwirtſchaftlich genutzten Fläche! Nach vorläufigen 
Schätzungen müſſen in den einzelnen Diſtrikten folgende Flächen umgelegt werden: Krakau 
1000 000 Hektar, Lublin 900 000 Hektar, Radom 600 000 Hektar und Warſchau 
500 000 Hektar. Dieſe Zahlen zeigen, daß die Flurbereinigungsaktion, die die frühere 
polniſche Regierung in Angriff genommen hatte, in den heute zum Generalgouvernement 
gehörenden Gebieten noch in den Anfängen ſteckte. Zur Zeit des Kriegsaus— 
bruches befanden fi 654 Umlegungs verfahren mit einer 
Fläche von rund 391000 Hektar in Bearbeitung. Die Fortführung 
der Verfahren iſt von den deutſchen Behörden des Generalgouvernements ſofort in Angriff 
genommen worden. Doch hat dieſe Arbeit ſehr darunter zu leiden gehabt, daß die Akten, 
Pläne und Karten von den Polen verſchleppt oder vernichtet, die Geräte geſtohlen oder 
unbrauchbar gemacht worden waren; auch war das mit der Arbeit befaßte polniſche 
Perſonal durch den Krieg in alle Winde verſtreut worden. Trotz dieſer Schwierigkeiten 
ſind von den bei Kriegsausbruch in Gang befindlichen Umlegungsverfahren bisher ſchon 
373 Verfahren mit einer Fläche von über 220000 Hektar wieder 
aufgenommen worden, von denen noch im Laufe dieſes Jahres ein Drittel 
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erledigt werden foll. Um die Ulmlegungsarbeiten, die einen Teil der von den deutſchen 
Behörden ergriffenen Maßnahmen zur Schaffung einer beſſeren Bodenordnung im 
Generalgouvernement bilden, zu beſchleunigen, hat das polniſche Umlegungs— 
recht eine den Bedürfniſſen der deutſchen Wirtſchafts führung 
entſprechende Abänderung erfahren. Bei der Regierung des General- 
gouvernements beſteht ein Hauptlandamt, dem in den vier Diſtrikten Landämter unfer- 
ſtehen, von denen wiederum in den Kreiſen nach Bedarf Landinſpektoren eingeſetzt werden. 
Die Leitung der Umlegungsarbeiten liegt in deutſchen Händen; im übrigen ſind die früher 
in dieſem Arbeitsbereich tätigen polniſchen Beamten und Angeſtellten nach Möglichkeit 
wieder eingeſetzt worden. 


Haydn, Liszt und die madjariſche Propaganda 


In den Tagen, in denen in Wien die Schiedsgerichtsverhandlungen im ungariſch-rumä⸗ 
niſchen Streitfall ſtattfinden, wurden an eine Reihe reichsdeutſcher Stellen Propaganda- 
ſchriften gegen den rumäniſchen Standpunkt in der ſiebenbürgiſchen Frage unter dem Titel 
„Mitteilungen über aktuelle Probleme des Donaubeckens“ verſandt. Der Abſender war 
nicht angegeben. Unter dieſen Schriften befand fich auch das Heft „Ð e utf h -Un gaz 
riſche Kultur beziehungen im Laufe des 19. Jahrhunderts“ 
von Ladislaus Torday-Weber. Sämtliche Schriften ſind im „Pannonia⸗ 
Verlag“ herausgegeben. Als Verleger zeichnet Dr. Friedrich Marjay; der Druck 
erfolgte in der Druckerei der Peſter Lloyd-Geſellſchaft in Budapeſt. Die Schrift von 
Torday⸗Weber befaßt fich nicht bloß mit der Herausarbeitung deutſch-ungariſcher Literatur⸗ 
beziehungen, wie dies im einleitenden Aufſatz „Heinrich von Muglen und Simon Kézai“ 
der Fall iſt, ſondern macht den Verſuch, unter dem Deckmantel von „deutſch-ungariſchen 
Kulturbeziehungen“ deutſche Muſiker und Künftler für das Mad: 
jarentum in Anſpruch zu nehmen oder zumindeftens beftimmende mad- 
jariſche Einflüſſe in deren Leben und Schaffen nachzuweiſen. Hierbei wird auch 
vor irredentiſtiſchen Gedankengängen nicht zurückgeſchreckt. 

Es ſeien aus der Reihe der Aufſätze zwei herausgegriffen: „Haydn in Ungarn“ 
(S. 9—12) und „Liszt in Ungarn“ (S. 25—29). In dem Aufſatz „Haydn in 
Ungarn“ wird vom Schöpfer der Weiſe des Deutſchlandliedes geſagt, daß er im „ung a— 
riſchen Boden Wurzel“ gefaßt habe und ſeine Begegnung „mit der Welt der Klänge 
des Ungartums in mancher Hinſicht für ſein ganzes Leben entſcheidend wurde“. 
Damit ſoll alſo Eiſenſtadt, die frühere Hauptſtadt des deutſchen Burgenlandes (jetzt 
Niederdonau), in der Haydn faſt drei Jahrzehnte wirkte, als der madjariſchen Kultur- 
landſchaft zugehörig hingeſtellt werden. In dieſem Sinne fährt dann der Verfaſſer fort 
und kommt ſchließlich zu dem Schluß, daß die Seele Haydns „immer mehr der unſicht— 
baren Macht des ungariſchen Lebens“ verfallen ſei und ſeine Muſik ſich an ungariſchen 
Stimmungen bereichert habe. Dann wird behauptet, Haydn habe auf ſeinen Streifzügen 
„das ungariſche Volkslied“ kennengelernt und die Anregungen, die er aus der „ungariſchen 
Volksmuſik“ geſchöpft habe, hätten ſeiner Kunſt neue Wege und Möglichkeiten eröffnet. 
Dieſe Stelle zeigt, welche Abſichten der Auffaß verfolgt. Die 
Forſchung hat längſt nachgewieſen, daß Haydn aus dem Volksliedgut der Eiſenſtädter 
Gegend manche Melodie für ſeine Werke geſchöpft hat, doch handelt es ſich dabei um 
alte deutſche Volksweiſen, denn ein „ungariſches Volkslied“ hat es in dieſer 
deutſchen Landſchaft nie gegeben. Es ſei nur darauf hingewieſen, daß das alte 
burgenländiſche Volkslied „Es ſteht ein Baum im tiefen Tal ...“ weitgehend mit der 
„Arie des Uriel“ im 2. Teil der „Schöpfung“ übereinſtimmt und daß das Volkslied „Am 
Samstag auf d' Nacht ...“ aus St. Georgen bei Eiſenſtadt eine bedeutende Aehnlichkeit 
mit zwei Stellen in Haydns G-Dur⸗Symphonie (Nr. 13) aufweiſt. So oft Eiſenſtadt 
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in dem genannten Aufſatz erwähnt wird, geſchieht dies unter der madjariſchen Bezeichnung 
„Kismarton“, — in einer deutſchſprachigen und für deutſche Lefer beſtimmten Schrift ein 
deutlicher Beweis für die irredentiſtiſche Einſtellung des Verfaſſers. 

Wird Haydn immerhin noch als „deutſcher Tondichter“ bezeichnet, ſo wird im Aufſatz 
„Liszt in Ungarn“ der Deutſche Franz Liszt völlig für das Mad— 
jarentum in Anſpruch genommen. Mit einer bemerkenswerten Unver⸗ 
frorenheit wird da erzählt: „Franz Liszt wurde im Jahre 4844 in Doborjän, einer 
kleinen Gemeinde im Komitat Sopron geboren“ und „Im ſtillen Glück des Elternhauſes 
von Doborjän ſtreute die Landſchaft der kleinen ungariſchen Tiefebene mit ihren langen 
Pappelreihen die erſten Stimmungen in die Seele des Kindes“. Mit Doborjän iſt der rein 
deutſche Geburtsort Liszts, Raiding im Landkreis Oberpullendorf (Gau Niederdonau), 
gemeint. Den in der Nähe des Landſeer Berglandes, eines Ausläufers der Zentralzone 
der Alpen, gelegenen Ort in die kleine ungariſche Tiefebene zu verſetzen, bedeutet eine 
völlige Verwirrung geographiſcher Begriffe. Dann tiſcht Torday-Weber den alten Laden: 
hüter von der Abſtammung Liszts von einem alten ungariſchen Adelsgeſchlecht auf. 
Wieder muß der wegen verſchiedener gemeiner Verbrechen und Münzfälſcherei belangte 
Graf Liszthius von Kittſee als Ahne herhalten, obwohl ſich Franz Liszt bereits 1859 
hiervon diſtanzierte und ſeit 1936 eindeutig feſtſteht, daß Franz Liszt rein deutſcher Ab⸗ 
ſtammung iſt. Selbſt der madjariſche Forſcher, Univerſitätsprofeſſor Stefan Cſekey, 
mußte in feiner Arbeit „Liszt Ferenc ſzärmazäſa és hazafiſäga“ („Die Abſtammung und 
der Patriotismus Franz Liszts“) in „Budapeſti Szemle“, CCXLVII, Folge 720, Bud. 
1937 die Deutſchblütigkeit des Komponiſten rückhaltlos zugeben. 

In der gleichen Tendenz ſind die übrigen Aufſätze dieſer Schrift gehalten. Es ſei nur 
noch darauf verwieſen, daß neuerlich auch die rein madjariſche Abſtammung 
Albrecht Dürers behauptet wird! („Dürer in Ungarn“, S. 34—35). Die übrigen 
in der Schrift noch enthaltenen Aufſätze ſind: „Schubert in Ungarn“, „Schubert und die 
Familie Eſterhazy“, „Beethoven in Ungarn“ und „Zwei Fauſtvorſtellungen in Ungarn“. 
Auch in dieſen Aufſätzen wird die deutſche Kreisſtadt Eiſenſtadt durchwegs als „Kismar⸗ 
ton“ bezeichnet. Aus vorſtehenden Ausführungen geht hinlänglich hervor, daß es ſich bei 
der beſprochenen Schrift um ein tendenziöſes Machwerk handelt, das auf die 
Irreführung des deutſchen Publikums abzielt, aber nichts mit ernſter 
Forſchung zu tun hat. Als beſonders erſchwerend kommt dabei 
hinzu, daß Gebiete des Deutſchen Reiches durch Verwendung 
madjariſierter Ortsnamenbezeichnungen und durch eine Beſchreibung, 
die ſie als völkiſch madjariſch und geographiſch ungariſch erſcheinen laſſen, als ſolche 
einfach nicht reſpektiert werden. Abſchließend ſei feſtgeſtellt, daß ſämtliche 
Aufſätze der erwähnten Schrift in der Zeit von Mai bis Auguſt 1940 im regierungs⸗ 
offiziöſen „Peſter Lloyd“, Budapeſt, erſchienen ſind. 


Die Zolleingliederung des Proteftorats 


In dem „Erlaß über das Reichsprotektorat Böhmen und Mähren“ vom März 1939 
hat es geheißen: „Das Protektorat gehört zum Zollgebiet des 
Deutſchen Reiches und unterſteht ſeiner Zollhoheit. Geſetzliches Zahlungsmittel 
iſt neben der Reichsmark bis auf weiteres die Krone. Das Verhältnis beider Währungen 
zueinander beſtimmt die Reichsregierung.“ Wenn damals die im Erlaß vorgeſehene Ein⸗ 
gliederung des Protektorates in das deutſche Zollgebiet nicht ſofort durchgeführt worden 
iſt, ſo deshalb, weil der Wirtſchaft dieſes Raumes Zeit gelaſſen werden ſollte, ſich den 
a de politiſchen Verhältniſſen anzupaſſen. Das iſt in den inzwiſchen vergangenen 
anderthalb Jahren im weſentlichen geſchehen. Die Induſtrie des Protektorats hat ſich 
auf den gewaltigen Bedarf des Reiches eingeſtellt; die Landwirtſchaft hat eine geſunde 


457 


Exiſtenzgrundlage gefunden; das Preisniveau hat ſich dem des Reiches weitgehend an- 
geglichen; die Außenhandelsbeziehungen ſind verſtärkt worden; die Arbeitsloſigkeit iſt 
praktiſch beſeitigt. Unter dieſen Umſtänden haben mit Wirkung vom 1. Oktober 
d. J. die Zollgrenzen zwiſchen dem Reich und dem Protektorat 
aufgehoben werden können. Die „Verordnung über Zölle, Verbrauchsſteuern und 
Monopole im Protektorat Böhmen und Mähren“ vom 16. September 1940 beſtimmt: 
„S 1. Die Zollgrenze zwiſchen dem Protektorat Böhmen und Mähren und dem übrigen 
Reichsgebiet fällt fort. Die deutſchen Zollvorſchriften treten im Protektorat Böhmen und 
Mähren in Kraft. § 2. Im Protektorat Böhmen und Mähren werden die Zölle und 
die Verbrauchsſteuern in reichseigene Verwaltung übernommen ... § 4. Die im 
Protektorat Böhmen und Mähren geltenden Vorſchriften ... über die Monopole auf 
Tabak, Salz und künſtliche Süßſtoffe ... treten außer Kraft.“ 


Man iſt fih jedoch darüber im klaren geweſen, daß der wirtſchaftliche An- 
gleichungsprozeß des Protektorats an das übrige Reich noch 
nicht reſtlos abgeſchloſſen ift und hat daher eine Reihe von Ueber⸗ 
gangs maßnahmen getroffen, um die Wirtſchaft des Protektorats vor ſchädlichen 
Rückwirkungen der Zollunion zu bewahren. So ſind vor allem marktregelnde 
Vereinbarungen zwiſchen beſtimmten Induſtriegruppen des 
Protektorats und des Altreiches getroffen worden. Deren Zweck iſt es, zu 
verhindern, daß manche Induſtriezweige des Protektorats, in denen die Rationaliſierung der 
Betriebe noch nicht jo weit wie im Altreich fortgeſchritten ift, durch die billiger produ- 
zierende Konkurrenz des Altreiches von ihrem Abſatzmarkt im Protektorat verdrängt 
werden. Die marktregelnden Vereinbarungen ſehen für die einzelnen Induſtriezweige ſehr 
unterſchiedliche Regelungen vor: In einzelnen Fällen find Abſatzkontingente für eine zeit- 
lich begrenzte Friſt vereinbart worden, wobei die Hundertſätze der gegenſeitigen Lieferungen 
des Jahres 1937 zur Grundlage genommen worden ſind. In zahlreichen Fällen ſind 
Preisabkommen geſchloſſen bzw. iſt die Verpflichtung übernommen worden, ſich den 
Preiſen auf dem betreffenden Markt anzupaſſen. In einigen Zweigen hat ſich die 
Protektoratsinduſtrie bereiterklärt, den Verbänden, Kartellen oder Preisübereinkommen 
der reichsdeutſchen Induſtrie beizutreten, ſo daß weitere Schutzmaßnahmen überflüſſig 
geworden ſind. Manche Induſtriezweige haben ſich damit begnügt, einen Propaganda⸗ 
ſchutz einzuführen, d. h. die Werbung für ihre Erzeugniſſe im Abſatzgebiet des anderen 
Teiles zu beſchränken. In anderen Fällen ift eine gemeinſame Bearbeitung des oſtmärki⸗ 
ſchen Abſatzmarktes vereinbart oder ſind die Abſatzmärkte des Sudetengaues und des 
Protektorats unter die Fabriken dieſer beiden Gebiete aufgeteilt worden, uſw. 


Dem Schutz der Protektoratswirtſchaft dient auch das Verbot, gewiſſe 
Waren aus dem Protektorat ins Altreich zu verbringen. Dieſes 
Verbot bezieht fih vor allem auf einzelne Robftoffe und Halbfabrikate, die 
für die Erzeugung im Protektorat beſonders wichtig ſind, aber auch auf Fertigwaren, bei 

denen durch die Verbringung ins Altreich ein Mangel auf dem Markt des Protektorats 
eintreten könnte. Insgeſamt werden von dem Verbot 54 Poſitionen des bisherigen 
Protektoratszolltarifes betroffen. Die Verbringungen dieſer Waren ins Altreich unterliegt 
wie bisher der Genehmigung durch die Ueberwachungsſtelle beim 
Prager Handelsminiſterium bzw. durch die Landwirtſchaft⸗ 
liche Ein- und Ausfuhrſtelle. Verboten ift nicht nur der Verkauf folcher 
Waren ins Altreich, ſondern auch deren unentgeltliche Veräußerung ſowie deren Ueber- 
führung aus einem Unternehmen im Protektorat in einen anderen, im Altreich liegenden 
Betrieb derſelben Firma. Die Kontrolle des Verbringungsverbotes wird durch die Eiſen⸗ 
bahn und Poft bzw. bei Kraftwagentransport durch Stichproben auf den Landſtraßen 
durchgeführt. Durch dieſe Maßnahmen iſt die Wirtſchaft des Protektorats hinreichend 
vor der Gefahr geſchützt, durch die billigere Produktion des Altreiches an die Wand 
gedrückt zu werden bzw. Rohſtoffe, Halb- und Fertigfabrikate, deren fie bedarf, an das 
Altreich zu verlieren. 
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Im Zuſammenhang mit der Errichtung der Zollunion ift auch eine Reviſion des 
deutſchen Zolltarifes notwendig geweſen. Die Induſtrie des Protektorats hat 
einerſeits zum Schutz ihrer Produktion die Erhöhung der deutſchen Zölle auf gewiſſe 
Fertigfabrikate und andererſeits zur Sicherung ihres notwendigen Bedarfs die Herab⸗ 
ſetzung der Zölle auf gewiſſe Rohſtoffe und Halbfabrikate beantragt. Während den An- 
trägen auf Zollerhöhung mit Rückſicht auf die Struktur des deutſchen Zolltarifes nicht 
hat entſprochen werden können, ſind die Wünſche der Protektoratsinduſtrie bezüglich der 
Zollermäßigungen für eine ganze Reihe von Warengattungen 
berückſichtigt worden. Mit denjenigen fremden Staaten, an denen das Protektorat 
handelspolitiſch beſonders intereſſiert iſt, ſind vom Reich neue, mit der Verwirklichung der 
Zollunion in Kraft getretene Vereinbarungen getroffen worden, ſo insbeſondere mit 
Ungarn, Bulgarien, Rumänien, Griechenland, Südſlawien, 
Italien und der Schweiz. Zwiſchen dem Protektorat (und dem 
Sudetenland) einerſeits und der Slowakei andererſeits bleibt 
zunächſt noch die Zollfreiheit des Warenverkehrs beibehalten. 
Es gibt fortan keine vom deutſchen Zolltarif abweichenden Protektoratszölle mehr. 
Ebenſo hat das Protektorat vom 1. Oktober an keine eigenen 
Einfuhrkontingente mehr, ſondern es gibt nur noch für das ganze Reich 
einheitliche Kontingente, an denen das Protektorat beteiligt iſt. Desgleichen wird die 
Einkaufstätigkeit der Reichsſtellen des Reichsnährſtandes für 
Getreide, Eier uſw. im Ausland auf das Protektorat ausgedehnt. Schließlich iſt auch 
der Zahlungsverkehr vereinheitlicht worden, indem die bisher bei der 
Nationalbank für Böhmen und Mähren geführten Verrechnungskonten abgeſchloſſen und 
die Salden auf die Berliner Verrechnungskonten übertragen worden ſind. 


Für die Wirtſchaft des Protektorates iſt es hinſichtlich ihrer Handelsbeziehungen mit 
dem Ausland von Bedeutung, daß die Krone vom 1. Oktober d. J. an ihre 
Geltung als Zahlungsmittel im Verkehr mit dem Ausland 
verloren hat. Von Bedeutung iſt das inſofern, als ſich der geſamte Zahlungsverkehr 
des Protektorats mit dem Ausland von dieſem Zeitpunkt an nicht mehr nach dem Aus⸗ 
landskurs (100 Kr 8,53 RM), fondern nach dem innerdeutſchen Kurs (100 Kr = 40 RM) 


abſpielen wird. Das bedeutet eine Aufwertung der Krone, mithin u. U. eine 


entſprechende Verteuerung der aus dem Protektorat ins Ausland ausgeführten Waren. 
Ein Beifpiel: Bisher koſteten 100 Dinar in Prag 65,85 Kr, in Berlin aber nur 5,60 RM. 
Nach Anpaſſung der Auslandsnotierung der Krone an die innerdeutſche Relation 1: 40 
beträgt der Umrechnungswert für 100 Dinar in Prag nur mehr 56 Kr. Die ſüdſlawiſche 
Einfuhr ins Protektorat wird alſo entſprechend billiger, die Ausfuhr des Protektorats nach 
Südſlawien entſprechend teurer. Die Induſtrie des Protektorats ift alfo dort, wo fih aus 
der Aenderung des Umrechnungswertes der Krone eine den Abſatz hemmende Verteuerung 
ihrer Waren ergeben ſollte, genötigt, für eine entſprechende Verbilligung 
ihrer Exporterzeugniſſe durch produktionspolitiſche Mittel 
zu forgen. Auf eine Verbilligung muß fie auch bei den Waren bedacht fein, deren Her: 
ſtellungspreiſe über denen des Altreichs liegen und deren Produktion z. Z. noch durch die 
oben erwähnten Ulebergangsmaßnahmen vor der Konkurrenz des Altreichs geſchützt wird. 
In dieſer Beziehung ſind manche durch die Schutzzollpolitik der beiden letzten Jahrzehnte 
verſchuldeten Verſäumniſſe in der techniſchen und organiſatoriſchen Vervollkommnung 
der Betriebe nachzuholen. Dadurch, daß die Krone ihre Geltung als Zahlungsmittel im 
Verkehr mit dem Ausland verloren hat und ihr Auslandswert dem Inlandswert gleich— 
geſetzt worden iſt, ſind auch die bisher noch geltenden Beſchränkungen 
des Zahlungsverkehrs zwiſchen dem Protektorat und dem Alt⸗ 
reich hinfällig geworden. Vom 1. Oktober d. J. an können alfo ohne be- 
ſondere Genehmigung Zahlungen aus dem Protektorat ins Altreich und umgekehrt in jeder 
Höhe in Reichsmark oder in Kronen geleiſtet werden. Ferner gilt, wie bisher ſchon die 
Reichsmark im Protektorat, nunmehr auch die Krone im Altreich als Zahlungsmittel; 
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fie wird von den Banken und Wechſelſtuben im Altreich jederzeit zum Kurſe 1011 
umgetauſcht. 

Zur Verwirklichung der Zolleinheit gehört auch, daß die vom Protektorat 105 um⸗ 
gekehrt gelieferten Waren ſteuerlich gleich hoch belaſtet ſind. Die Verbrauchsſteuern 
müſſen daher hier und dort gleich hoch fein. Zu dieſem Zweck find die deutſchen Ber: 
brauchsſteuergeſetze auf das Protektorat ausgedehnt worden; 
und zwar unterliegen ſolchen Geſetzen Tabak, Zucker, Salz, Bier, Branntwein, Leucht⸗ 
mittel, Spielkarten, Süßſtoff, Mineralöl uſw. Auch die Sätze der Waren— 
umſatzſteuer im Protektorat ſind denen des Altreiches an— 
geglichen worden. Die bisher im Protektorat geltenden Verbrauchsſteuergeſetze, die 
Zucker, Bier, Wein, Moſt, Obſtſäfte, Schaumwein, Limonade, Mineral- und Goda- 
waſſer, Eſſigſäure, Feuerzeuge, Leuchtmittel, Mineralöl, Fette, Fleiſch, Kohle, Hefe uſw. 
betrafen, ſind aufgehoben worden. Dasſelbe gilt für die bisher im Protektorat 

eftebenden Monopole auf Tabak, Salz und künſtliche Süß— 
ftoffe, einſchließlich der ſich daraus ergebenden Abgaben und Lizenzgebühren, ſowie 
für die Erhebung einer Monopolabgabe für Sprengſtoffe. Dieſe Monopole werden 
durch die entſprechenden deutſchen Verbrauchsſteuern erſetzt. Auf der 
anderen Seite wird das im Reich beſtehende Spiritusmonopol auf das Protek— 
torat ausgedehnt. Es iſt nur eine ſinngemäße Ergänzung der Vereinheitlichung des 
Zoll⸗, Verbrauchsſteuer- und Monopolweſens, wenn auch eine Angleichung der 
Eiſenbahnperſonen- und -frachttarife vorgenommen wird. Mit Wirkung 
vom 1. Januar 1941 werden die Tarife der Staatsbahnen des Protektorats denen 
des Reiches angepaßt. Vor allem aber follen die Tarife der Reichsbahn und der Protek— 
toratsbahn ur gered net werden, was für die Protektoratswirtſchaft eine weſent— 
liche Verbilligung der Transportkoſten beim Abſatz ihrer Produkte im Altreich bedeutet, 
ihr den Warentranſit über Altreichsgebiet ins Ausland erleichtert und das Protektorat 
tariflich näher an die deutſchen Seehäfen heranrückt. Andererſeits erwachſen auch der 
Wirtſchaft des Altreichs entſprechende Vorteile aus der Vereinheitlichung der Eiſenbahn— 
tarife z. B. inſofern, als der Güteraustauſch Oſt-, Mittel- und Norddeutſchlands mit 
Italien, der Schweiz und den Balkanländern eine weſentliche Frachtverbilligung erfährt. 

Zur Verwaltung der Zölle, Verbrauchsſteuern und Monopole iſt ein Oberfinanzbezirk 
Böhmen und Mähren (Sitz Prag) errichtet worden. Sie werden an der Auslandsgrenze 
des Protektorats, an der ſlowakiſchen Grenze, durch Behörden der Reichsfinanzverwal— 
tung, im Innern des Protektorats im Auftrag des Reiches durch Protektoratsbehörden 
verwaltet, wobei dieſe an die fachlichen Anweiſungen des Oberfinanzpräſidenten gebunden 
und deſſen fachlicher Aufſicht unterſtellt ſind, während ſie in perſoneller Hinſicht dem 
Finanzminiſter des Protektorats unterſtehen. An der Grenze zwiſchen dem 
Protektorat und dem übrigen Reich ſind alſo am 1. Oktober 
d. J. die Zollbeamten verfhmunden*) Dadurch tritt der Fortſchritt, der 
in der Feſtigung der Zugehörigkeit des Protektorates zum Großdeutſchen Reich mit der 
Durchführung der Zolleinheit zu verzeichnen iſt, ſichtbar in Erſcheinung. 


Tſchechiſche „Geſpräche mit der Geſchichte“ 


Es iſt eines der langſam ſich einſtellenden Kennzeichen einer geſammelteren, von einem 
Streben nach innerer Feſtigung getragenen Einſtellung zu den politiſchen Lebensfragen der 
Gegenwart, daß man ſich auf tſchechiſcher Seite bemüht, über die rein äußerliche und 
oberflächliche Wertung der Größe und Kraft des Deutſchen Reiches hinaus ein Per- 
hältnis zu der gerade jetzt im Krieg geoffenbarten inneren Stärke und weitausgreifenden 


*) Die Polize . beſteht vorerſt weiter, jo daß nach wie vor zur Einreiſe aus dem Altreich ins 
Protektorat ein Durchlaßſchein erforderlich iſt. 
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Dynamik des neuen Deutſchland zu gewinnen; und es gehört zu diefen Kennzeichen, daß 
man ein gewiſſes, noch nicht ſehr ſtarkes und auch ſich ſelbſt noch nicht voll eingeſtandenes 
Gefühl dafür hat, daß die überwältigenden Leiſtungen der deutſchen Fronten im Felde, in 
der Heimat und im Wirtſchaftskrieg nicht nur auf Schulung, Drill und techniſche Aus⸗ 
rüſtung zurückzuführen, ſondern Erſcheinungsformen einer jungen, fruchtbaren Lebens- 
kraft ſind, die dank einer tiefgegründeten Weltanſchauung von den Wurzeln her erneuert 
wurde. Es finden ſich auf tſchechiſcher Seite erſte Verſuche einer Abkehr von der als 
ohnmächtig und impotent empfundenen Oberflächlichkeit der Beneſch-Aera allen Fragen 
des geſchichtlichen und politiſchen Werdens gegenüber, Verſuche, die dem Geſetz und dem 
Sinn der geſchichtlichen Entwicklungen und Entſcheidungen näher zu kommen trachten, 
um den Forderungen der Wirklichkeit Genüge leiſten zu können. Gedankengänge dieſer 
Art feen auf tſchechiſcher Seite die Anerkennung der neuen politiſchen Lage als geſchicht— 
lich notwendig und gerechtfertigt voraus: ein Zugeſtändnis, das ſehr lange gebraucht hat, 
erſt von wenigen gemacht wird und in Anbetracht der eigenen Eitelkeit keinem leicht 
fallen mag. 


„Wir find uns deffen bewußt, daß wir ſeeliſch und geiſtig mit der geſchichtlichen Ent- 
wicklung Schritt halten müſſen.“ Dieſer Satz findet ſich in der vor kurzem in Prag 
erſchienenen deutſchen Ueberſetzung „Ein Tſcheche über das Beneſch-Regime“, der Schrift 
eines jungen, tſchechiſchen Rechtskreiſen angehörigen Schriftleiters namens Karel (Karl) 
Laknovſkß. Ziel feiner Ausführungen ift, die Tſchechen aus ihrer Paſſivität und 
Teilnahmsloſigkeit aufzurütteln und von einer oberflächlichen, wunſchdiktierten Geſchichts⸗ 
klitterung zu echtem geſchichtlichem Denken, zu „Geſprächen mit der Geſchichte“ (fo lautet 
der Titel der tſchechiſchen Originalausgabe) zu führen. LaZnopffy ſagt, daß von dieſer 
Einſtellung der Tſchechen ihre Zukunft abhänge, und daß dieſe Einſtellung, da jedes Lieb⸗ 
äugeln mit dem Weſten hoffnungslos bleiben müſſe, nur poſitiv und aktiv ſein könne. 
In der Zeit nach der Schlacht am Weißen Berge, genau wie im Jahre 1938, hätten ſich 
die Tſchechen als Mittel der franzöſiſchen Außenpolitik mißbrauchen laſſen und ſeien 
beide Male im entſcheidenden Augenblick fallen gelaſſen worden. Aufgabe der Jungen 
ſei es heute, Verſäumtes nachzuholen, früher nicht erlaubte Wahrheiten offen zu ſagen, 
„ſeeliſche Hygiene“ zu treiben und der Gegenwart ins Auge zu ſehen. Somit fei der erſte 
Punkt des Programms ein Generationenproblem: Die alten Politiker werden als „Leichen“ 
bezeichnet, die durch ihren Peſthauch auch die Jungen zu geſchichtsloſen „Leichen“ zu 
machen drohen. Nun iſt die Schrift durchaus nicht, wie ihr deutſcher Titel vermuten läßt, 
eine Abrechnung mit dem Beneſch-Regime, ſie unterzieht lediglich den allgemeinen Geiſt 
dieſer Aera einer Kritik, und auch dabei befaßt ſie ſich nicht mit ſeinen Auswirkungen in 
der ganzen Breite des tſchechiſchen Lebens, ſondern beſchränkt ſich auf eine ſpezielle Aus⸗ 
einanderſetzung mit der oberflächlich-baſierten Geſchichtsloſigkeit jener Zeit. Man ſpüͤrt 
ſehr deutlich, daß alle dieſe Ueberlegungen von dem Bedürfnis ausgehen, jenem Schock zu 
begegnen, den die Ereigniſſe des Jahres 1938 im Bewußtſein des tſchechiſchen Volkes 
hervorgerufen haben: „Die Geſchichte ift lebendig. Sie ſchreitet beſtändig fort. Und wer 
von ihr nicht überraſcht werden will, der muß ſie verſtehen, muß ſie kennen, muß ſehen, 
wie fie keimt und plötzlich ungewöhnliche Veränderungen, unerhörte Umſtürze und un: 
vorhergeſehene Ueberraſchungen hervorruft ... — Die Geſchichte verſtehen, fie in ihrer 
Entwicklung, in ihrer Logik und ihrem Ziel nach geſchichtlichem Fortſchritt begreifen — 
heißt das nicht von tauſenderlei täglichen Qualen, Sorgen und Zukunftsbefürchtungen 
befreit ſein?“ 

In der bald feuilletoniſtiſch und läſſig⸗plaudernd ſich gebenden, bald weſtlich⸗ nervös von 
einem Gedankenſplitter zum anderen ſpringenden Weiſe, welche die Eigenart ſeines Stils 
ausmacht, begründet Laznopſky zunächſt die Notwendigkeit von „Geſprächen mit der 
Geſchichte“, und entwickelt ſodann ein geſchichtsphiloſophiſches Syſtem, 
in deſſen Rahmen er einige Punkte immer wieder ausführlich behandelt. Da ſtehen nun 
auffallende Sätze wie: „Die Wacht entſcheidet, erſt aus der Macht wächſt die Moral“; 
gleich daneben aber findet man Anſchauungen entwickelt, die ſich mit den immer wieder⸗ 
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kehrenden Vokabeln „Fortſchritt“ und „Humanität“ behelfen und man fragt ſich daher, 
gerade bei der Lektüre dieſer Ausführungen eines jungen und mit der Vergangenheit und 
ihrem Geiſt zu entſchloſſener Abrechnung bereiten Tſchechen, welche Bedeutung der ſo 
ſtark betonten Ablehnung des Maſarykſchen Philoſophierens durch die Tſchechen zu- 
kommen ſoll. Es iſt deutlich zu ſpüren, daß es ſich hierbei vor allem um eine durch den 
ſtarken Widerſpruch von Theorie und Praxis hervorgerufene Reaktion gegen die 
„kapitaliſtiſche Demokratie“ handelt, während der große Einfluß der philo— 
ſophierenden Ideologie, durch den alle Kategorien des tſchechiſchen Denkens entſcheidend 
beſtimmt und ausgeprägt worden find, noch nicht einmal zu Bewußtſein gekommen iſt. 
Der Glaube an die „Vermenſchlichung“ der Menſchen in der Richtung auf ein immer 
vollkommeneres Ebenbild Gottes hin wird nun mit der Bejahung des Krieges und der 
Diktatur verknüpft: Die Vermenſchlichung ſei die „Hauptlinie“ der menſchlichen Geſchichte 
(Laznopſkß betont, hiermit einen Gedanken der ruſſiſchen Philoſophie zu übernehmen); 
Krieg, Revolution und Umſtürze ſeien Hauptabſchnitte dieſer Linie, und trotz der hohen 
Opfer alſo „vermenſchlichende Mittel“. Solcher Beſchleunigung der Geſchichte hätten ſich 
die weſtlichen Demokratien und in ihrem Fahrwaſſer auch die Tſchechen entgegengeſtellt: 
„War es unſere Pflicht? War es nicht unſere Pflicht? Wenn wir für uns von Humanität 
und Menſchlichkeit redeten, uns bewußt waren, daß wir als kleines Volk inmitten 
Europas nur dann leben können, wenn die Welt human zu allen Völkern iſt, ob es da 
nicht unſere Pflicht war, Humanität für unſeren größten Nachbar zu verkünden und zu 
fordern, deſſen Not wir am nächſten ſtanden und am beſten ſahen? Hatten wir ein Recht, 
ebenſo egoiſtiſch zu ſein wie England und Frankreich, die nur an ſich dachten? Nein. Für 
die zukünftige Geſchichte unſeres Volkes wollen wir das gleich eingeſtehen, daß unſere 
nur mit den Intereſſen Englands und Frankreichs verknüpfte egoiſtiſche Politik nicht klug 
genug war, und daß fie auch nicht von Verantwortung für die Zukunft des Volkes ge- 
tragen war.“ 

Der Kerngedanke dieſer Gefchichtstheorien ift das ſoziale Problem. Für 
Laznopſkß bildet es den Angelpunkt der geſchichtlichen Entwicklung und die treibende 
Kraft auf dem Wege zum menſchlichen Fortſchritt, deſſen glücklicher Löſung „Rußland, 
Italien und Deutſchland“ ſchon febr nahe gekommen feien: „Die religiöſe Seite des 
heutigen Konflikts .. Mehr ſoziale Fürſorge um das ganze Volk und wirklich menfch- 
lichere Lebensbedingungen auch für den letzten Arbeiter — die Rußland, ebenſo wie 
Deutſchland und Italien verwirklichen.“ Und weiter jagt Laknopſkß: „Gegen England 
und Frankreich kämpfen vor allem die Errungenſchaften der ſozialen Revolution in Ruß⸗ 
land, Deutſchland und Italien ...“ Für die Tſchechen habe Deutſchland diefe Aufgabe 
übernehmen müſſen. Die „tſchechiſche ſoziale Revolution wird vorläufig durch deutſche 
Initiative geführt“, da die Tſchechen weder mündig noch bereit hierzu ſeien. Mit Hilfe 
des Sozialismus der deutſchen Revolution würden auch die Tſchechen wieder auf die 
Beine kommen, ſagt Lažnobjfý; die Diktaturen — er bezeichnet fie als „Chronokratien“, 
als zeitbedingte Formen des öffentlichen Lebens, — würden die höhere Weltordnung 
bewirken. 

Das Büchlein, das von offizieller Seite ſtark in den Vordergrund geſchoben wird, muß 
als Stimme eines aktiviſtiſchen Tſchechen für bemerkenswert angeſehen und als ſympto⸗ 
matiſch für den Geſamtcharakter der tſchechiſchen geiſtigen Auseinanderſetzung auf ihrer 
jetzigen Stufe genommen werden. Damit drängt ſich eine Reihe von Fragen auf: Die 
Erörterung LaZnopfffs geht von ganz wenigen Begriffen aus; fie preßt die entſcheidenden 
geſchichtlichen Kräfte in ein möglichſt primitives und ſchematiſch zu handhabendes 
Syſtem, deſſen ausgeſprochene Dialektik mit Begriffen 
arbeitet, die ſich bei näherem Zuſehen als Reſtbeſtände aus 
dem alten Wortſchatz der Demokratien erweiſen und ſich 
durchaus in Richtung der alten, durch die geſchichtliche Entf- 
wicklung widerlegten Denkkategorien bewegen: „Fortſchritt“ und 
„Humanität“, das ſoziale Problem als Um und Auf des Geſchichtsgangs. — Klar und 
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deutlich tritt dem deutſchen Leſer die Diſtanz vor Augen, in die ſich das tſchechiſche Volk 
durch ſeine Abhängigkeit von weſtlich⸗demokratiſchen weltanſchaulichen Kategorien und 
politiſchen Ideologien zu ſeinem eigenen Weſen gebracht hat, wie ſehr es ſich von ſeiner 
eigenen, durch die tauſendjährige Reichszugehörigkeit geformten und bedingten Wirklichkeit 
entfernt und in den luftleeren Raum des Unwirklichen hineingeſtellt hat. 


Oſtland⸗Chronik 


Tſchechiſche Vereine in Berlin 


Die „Närodni Lifty” veröffentlichten am 
11. Auguſt d. J. einen Bericht über das 
Tſchechentum in Berlin. Danach gibt es in 
der Reichshauptſtadt etwa 3000 
Tſchechen, die über ein ſtark ausgebilde⸗ 
tes Vereinsweſen verfügen. Der älteſte 
dieſer Vereine, der „Ceſkß ſpolek“ (Tſchechi⸗ 
ſcher Verein), wurde im Jahre 1861 ge⸗ 
gründet. Seit 1893 beſtehen zwei weitere 

ereine, „Havlicek“ und „ZIelocviena jed⸗ 
note Sokol“ (Turnverein Sokol). Aus der 
Vorweltkriegszeit ſtammen außerdem fol⸗ 
gende Vereine: „Hudebni a dramatickß 
ſpolek Dalibor“ (Muſik⸗ und Dramatiſcher 
Verein Dalibor), „Beſeda Hus“ (Unter⸗ 
haltungsverein Hus) in Neukölln, „Vzdels⸗ 
baci beſeda Zikka“ (Bildungsverein Zikka) 
in Stralau und „Klub Cestych tamburasu“ 
(Tſchechiſcher Tambourverein); diefe Ver⸗ 
eine wurden in den Jahren 1906 bzw. 1907 
gegründet. Die anderen Vereine ſind nach 
dem Weltkrieg entſtanden. Es ſind ein 
Unterſtützungsverein tſchechiſcher Frauen, 
ein Allgemeiner Unterſtützungsverein, ein 
Aſylverein, eine Sterbekaſſe für tſchechiſche 
Vereine, eine Sängervereinigung. Die 
Büchereien all' dieſer Vereine ſind vor eini⸗ 
gen Jahren zu einer einheitlichen Bücherei 
zuſammengelegt worden. Es beſteht wohl 
eine Zentrale der tſchechiſchen Vereine, 
doch entfaltet ſie nach dem Bericht der 
„Närodni Liſty“ keine Aktivität. Der Ber- 
ein „Havlicek“ umfaßt auch eine „Drama: 
tiſche Vereinigung der tſchechiſchen Jugend“, 
die im Theaterſaal von Kliems Feſtſälen in 
Neukölln regelmäßige Theaterabende ver— 
anſtaltet. Es beſteht in Berlin dann noch 
eine tſchechiſche „Fortbildungsſchule“, die 
ſich in der Hauptſache der Durchführung 
tſchechiſcher Sprachkurſe widmet. 


Autonomie für die Karpathenukraine 


Die Budapeſter Regierung hat, als ſie 
im Jahre 1939 die Karpathenukraine be⸗ 
ſetzte, dieſem Gebiet die Wahrung ſeiner 
nationalen Eigenart durch Gewährung der 
territorialen Selbſtverwaltung zugeſagt. 


Dieſem Verſprechen ſoll durch ein Geſetz, 
das vor einiger Zeit dem Abgeordnetenhaus 
vorgelegt worden iſt, Genüge geſchehen. Der 
weſentliche Inhalt des Geſetzent⸗ 
wurfes ift folgender: Es wird eine 
Wojewodſchaft Karpathenland 
gebildet, der Stadt und Gebiet von Ung⸗ 
var (Uzborod) angeſchloſſen werden. Ber: 
waltungsmittelpunkt der Wojewodſchaft iſt 
Ungvar. Die ukrainiſche Sprache 
(in Budapeſt vermeidet man es von „ukrai⸗ 


niſch“ zu ſprechen) ift der madjariſchen 


gleichberechtigt. Das Ufrainifche ift in 
ſämtlichen Schulen neben dem Madjari- 
ſchen Unterrichtsſprache. Bei allen Be⸗ 
hörden, Aemtern und Schulen 
dürfen nur Perſonen angeſtellt werden, die 
beider Sprachen mächtig ſind. Die 
bereits angeſtellten Beamten müſſen binnen 
zwei Jahren ihre Sprachkenntniſſe er⸗ 
gänzen. Die Bewohner ukrainiſcher oder 
anderer nichtmadjariſcher Sprache ſind 
denen madjariſcher Sprache voll gleich- 
berechtigt. Zur Zuſtändigkeit der 
Selbſtver waltung der Wojewod⸗ 
ſchaft gehören: Kultus⸗ und Unterrichts- 
weſen, Volkswohlfahrt, Kommunalverwal⸗ 
fung uſw. Die Zentralorgane der 
Selbſtverwaltung find die W oje- 
wodſchaftsverſammlung und der 
Wojewode. Der Verſammlung gehören 
von Amts wegen an: der Wojewode, die 
Kirchenfürſten, die Vizegeſpane, der Bürger⸗ 
meifter von Ungvar und mehrere höhere 
Beamte. Dem Reichsverweſer ſteht das 
Recht zu, bis zu 10 weitere Mitglieder der 
Verſammlung zu ernennen, während die 
Wahl der übrigen Mitglieder durch ein 
Ausführungsgeſetz geregelt wird. Zu den 
Rechten der Wojewodſchaftsverſammlung 
gehört es, den Wojewoden, die Vizegeſpane 
und ſonſtigen Komitatsbeamten ſowie die 
Vertreter der Wojewodſchaft im Budapeſter 
Oberhaus zu wählen. Auch der Statt⸗ 
halter, der der höchſte Vollzugsbeamte 
der Wojewodſchaft iſt, wird von der Ver⸗ 
ſammlung gewählt. Die Statuten, die ſich 
die Verſammlung gibt, bedürfen der Ge⸗ 
nehmigung durch den Reichsverweſer. Der 
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Statthalter ift ungariſcher Bannerherr und 
gehört dem Oberhaus an. Der Rechtskreis 
ſeiner Amtstätigkeit wird in einer Verord⸗ 
nung feſtgeſetzt. Die Wojewodſchaft iſt in 
drei Komitate gegliedert (Ung, Bereg 
und Maramaros), welche die Befugniſſe 
der Munizipalausſchüſſe in der Wojewod⸗ 
ſchaftsverſammlung ausüben. Bei allen 
Gerichtshöfen und der Königl. Tafel, 
deren Amtsbereich das Karpathenland um⸗ 
faßt, werden in entſprechender Zahl ukrai⸗ 
niſche Senate aufgeſtellt und bei der Königl. 


urie und dem Verwaltungs- 
ericht werden ukrainiſch ſprechende Re- 
1 eingeſtellt. Für die ukrainiſche 


Sprache und Literatur wird ein H o h- 
ſchullehrſtuhl errichtet. — Soweit 
der Geſetzentwurf. Man wird abwarten 
müſſen, was tatſächlich geſchieht. 


Vor einer Neuregelung der Donauſchiffahrt 


Obwohl die Donau durch Länder fließt, 
zwiſchen denen ein ſtarker Wirtſchaftsaus⸗ 
tauſch beſteht, und obwohl ſie von Ulm aus 
ſchiffbar iſt, ſpielt ſie als Verkehrsſtraße 
bisher nur eine untergeordnete Rolle. Sie 
bleibt als Träger des Warenaustauſchs an 
Bedeutung weit hinter den anderen, im 
deutſchen Wirtſchaftsraum gelegenen großen 
Strömen (von der Weichſel abgeſehen) 
zurück. Die Schuld daran trägt — neben 
anderen Urſachen — auch der Umſtand, daß 
die Uferſtaaten der Donau bisher nicht die 
Herren über den ihre Gebiete durchfließen- 
den Strom geweſen ſind. Seit der Mitte 
des 19. Jahrhunderts hat die Frage der 
Donauſchiffahrt die europäiſchen Kabinette 
beſchäftigt. Bald nach der ſtaatlichen Ver⸗ 
ſelbſtändigung Rumäniens wurde im Jahre 
18 5 6 von den Großmächten eine Euro: 
päiſche Donaukommiſſion ins 
Leben gerufen, der die Kontrolle über die 
untere Donau von Braila bis 
zur Mündungoblag. Erſt im Jahre 
1938, nachdem ſich in der Tſchechenkriſe die 
Ohnmacht der Weſtmächte herausgeſtellt 
hatte, gelang es Rumänien, ſich von dieſer 
internationalen Aufſicht zu befreien, die nach 
dem Weltkriege infolge des Ausſcheidens 
Oeſterreich⸗Ulngarns, Rußlands und Deutſch⸗ 
lands nur noch von den Weſtmächten und 
Italien ausgeübt worden war. Neben dieſer 
Europäiſchen Donaukommiſſion wurde im 
Jahre 1921 noch eine zweite, die Inter⸗ 
nationale Donaukommiſſion, 
geſchaffen, durch die ſich die Weſtmächte auf 
Koſten der Donauſtaaten ein Mitbeſtim⸗ 
mungsrecht in allen Fragen der geſamten 
Donauſchiffahrt verſchafften. Dieſe Kom⸗ 
miſſion, der außer dem Deutſchen Reich 
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Oeſterreich, der Tſchecho⸗Slowakei, Ungarn, 
Südſlawien, Rumänien und Bulgarien, alfo 
den damaligen Uferſtaaten der Donau, auch 
Frankreich, England, Belgien, Griechenland 
und Italien angehörten, wurde durch die 
politiſchen Ereigniſſe der Jahre 
1938 und 1939 und den Austritt des 
Deutſchen Reiches praktiſch geſprengt. 
Bei den Beſprechungen, die zum Wiener 
Schiedsſpruch vom 30. Auguſt d. J. führ⸗ 
ten, iſt dann auch feſtgeſtellt worden, daß 
die Kommiſſion als aufgelöſt zu betrachten 
ift, und in einer vorläufigen Ver⸗ 
einbarung ſind Beſtimmungen 
über die weitere Handhabung 
der Donauſchiffahrt getroffen 
worden. Die endgültige Neuregelung wird 
im Sinne der deutſchen Auffaſſung erfolgen, 
daß über die Schiffahrt auf der Donau nur 
die Uferſtaaten dieſes Stromes zu be- 
ſtimmen haben. 


Das jüdische Schulweſen im General- 
gouvernement 


Durch Verordnung des Generalgouver⸗ 
neurs vom 31. Auguſt d. J. iſt die Geſtal⸗ 
tung des jüdiſchen Schulweſens im General— 
gouvernement einheitlich geregelt worden. 
Für die Schaffung eines jüdi⸗ 
ſchen Schulweſens ſind danach nicht 
die Behörden des Generalgouvernements, 
ſondern die Juden ſelber verant⸗ 
wortlich. Träger des jüdiſchen Schul⸗ 
weſens in der Gemeinde ift der Juden- 
rat, der verpflichtet ift, für das Gul- 
weſen der Juden zu ſorgen. Er hat die not⸗ 
wendige Zahl der Volksſchulen zu errichten 
und zu unterhalten. Er kann auch 
Fach- und Berufsſchulen errichten. 
Er hat auch für die Ausbildung und Unter⸗ 
haltung der an den jüdiſchen Schulen täti⸗ 
gen Lehrkräfte Sorge zu tragen. 
Juden dürfen nur ſolche Schulen 
beſuchen, die vom Judenrat 
unterhalten werden, d. h. ſie ſind 
weder zu deutſchen, noch zu polniſchen, 
ukrainiſchen oder ſonſtigen Schulen zu— 
gelaſſen. Sie ſind nach Maßgabe der all⸗ 
gemeinen Schulvorſchriften zum Schule: 


beſuch verpflichtet. Da der Juden⸗ 


rat, der auf das Gebiet einer Gemeinde be⸗ 
ſchränkt iſt, nicht immer imſtande ſein wird, 
ſeinen Verpflichtungen aus der Schulver— 
ordnung nachzukommen, kann der Diſtrikts⸗ 
chef zwei oder mehr Judenräte des Diſtrikts 
zuſammenfaſſen. Das jüdiſche Schulweſen 
unterſteht der Aufſicht der deutſchen 
Schulbehörden. Ein höheres 
jüdiſches Schulweſen gibt es im 
Generalgouvernement nicht. 


Neue deutſche Zeitſchriften im General⸗ 


gouvernement 


Nachdem der organiſatoriſche Ausbau des 
Inſtituts für Deutſche Dft- 
arbeit in Krakau im weſentlichen ab- 
geſchloſſen iſt, kommt nunmehr die prak⸗ 
tiſche Arbeit des Inſtituts in Fluß. Am 
1. Oktober beginnt die Vierteljahres⸗ 
zeitſchrift „Die Burg“ zu erſcheinen. 
In ihr werden von Fachwiſſenſchaftlern die 
Probleme des Oſtraums behandelt. In 
Vorbereitung befindet fidh weiter als reprä⸗ 
ſentative Monatsſchrift die gleidh- 
falls vom Inſtitut herausgegebene Zeit— 
ſchrift „Das Generalgouverne— 
ment“, die in Text und Bild das Leben 
im Generalgouvernement veranſchaulichen 
ſoll. Am wiſſenſchaftlichen Arbeiten ſollen 
als erſte Broſchüren herausgegeben werden: 
Dr. Seraphim „Die Juden in Polen“, 
Dr. Koßmann „Die deutſche Beſied— 
lung des Weichſellandes im Mittelalter“, 
Dr. Kuhn „Die neuzeitlichen Siedlungen 
im Weichſelland“ und Aſſ. Niemann 
„Deutſche mittelalterliche Rechtshandſchrif— 
ten in Krakau“. Im Herbſt d. J. veran- 
ſtaltet das Inſtitut wiſſenſchaftliche Exkur⸗ 
ſionen zur vorgeſchichtlichen Er: 
forſchung einzelner Teile des General: 
gouvernements. 


Rumänien und ſeine Deutſchen 


Der „Curentul“ vom 16. September 
1940 veröffentlichte ein Interview mit 
Prof. Jon Sän⸗Gheorghiu, einem führen- 
den Nationaliſten Rumäniens: 

„Was ſagte man in Deutſchland zu den 
letzten Ereigniſſen in Rumänien? — Die 
Deutſchen wiſſen die großen Opfer Rumä⸗ 
niens zu ſchätzen. Vielleicht wären 
Diele Opfer viel geringer ge⸗ 
weſen, wenn umänien keine 
Einkreiſungspolitik und letzthin 
unter der Regierung Tatarescu nicht eine 
zweifelhafte Politik geführt hätte. 
Wer weiß, wie heute die Grenzen wären, 
wenn die Legionärbewegung und General 
Antonescu früher geſiegt hätten. Deshalb 
müſſen wir die Geſte Deutſchlands zu 
ſchätzen wiſſen. Man darf das Ber- 
trauen nicht vergeſſen, daß uns 
Deutſchland in Wien erwieſen 
hat, indem es den Großteil 
feiner Minderheiten in unſe⸗ 
rem Gebiet beließ. Weiter darf man 
nicht vergeſſen, daß faſt alle Reichtümer 
Siebenbürgens uns geblieben ſind, ſo daß 
wir heute, im Verhältnis zur Größe des 
Landes, reicher ſind als vorhin. Weiterhin 


darf man die erhaltene Garantie nicht baga⸗ 
telliſſeren! Denn was wäre das 
Schickſal Rumäniens geweſen, 
hätte Deutſchland uns allein 
gelaſſen und fremder Invaſion 
nichts entgegengeſtellt. Ich über- 
laſſe es jedem vernünftigen Rumänen, ſich 
ſelber darüber Rechtfertigung zu geben. 
Dieſe Garantie verſchont uns vor jedem 
auswärtigen Druck. Welches die 
wahren Gefühle Deutſchlands 
zum rumäniſchen Volke ſind, 
beweiſt am beſten der Minder: 
heiten vertrag Deutſchlands 
mit Ungarn, deſſen unerbitt⸗ 
lich harte Formulierung ſehr 
unterſchiedlich von dem Ver⸗ 
trage mit Rumänien klingt. 
Wenn man all' dies in Betracht zieht, merkt 
man erſt, daß der Wiener Schiedsſpruch 
Rumänien die Möglichkeit einer aufſteigen⸗ 
den Entwicklung gegeben hat. Die Macht: 
ergreifung der Legionäre ermöglicht Rumä⸗ 
nien, wieder jene guten Beziehungen zu 
Deutſchland herzuſtellen, wie ſie zur Zeit 
König Carols I. beftanden haben. Die auf- 
richtige Brüderſchaft zwiſchen National⸗ 
ſozialismus und rumäniſchem Nationalis⸗ 
mus iſt die beſte Gewähr für eine glorreiche 
rumäniſche Zukunft, wie ſie heute jeder 
Deutſche Rumänien wünſcht. Wenn man 
einft die Geſchichte der Nieder— 
lagen Rumäniens von 1940 
niederſchreiben wird, wird man 
erfahren, mit wieviel Glauben 
und Hingabe die Deutſchen 
Rumäniens dafür gekämpft 
haben, bei Rumänien verblei- 
ben zu können. Niemals hatte 

umänien beſſere Propagan— 
diſten als die Sachſen und die 
Schwaben. Monatelang haben ſie 
Schritt für Schritt von unſerem Lande ver⸗ 
teidigt und es ſchließlich erreicht, daß ihre 
Städte bei Rumänien verbleiben konnten. 
Sie waren 1940 genau ſo an unſerer Seite 
wie 1848, als Stefan Ludwig Roth an 
unſerer Seite gefallen iſt. Von heute an 
müſſen die Deutſchen Rumäniens als unſere 
wahren Brüder betrachtet werden, die uns 
lieben und ſchätzen. Die Brüderſchaft mit 
ihnen ſoll ein glücklicher Anfang zu unſere 
Zukunft ſein, an die wir, die wir von jeher 
für eine Freundſchaft mit Deutſchland 
waren, unerſchütterlich glauben.“ 


Die Garantie der rumäniſchen Grenzen 


Im Zuſammenhang mit dem Wiener 
Schiedsſpruch vom 30. Auguſt 
d. J. haben das Deutſche Reich und 
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Italien die Garantie der Ören: 
zen Rumäniens übernommen, 
wie ſie nach der Lostrennung Beſſarabiens, 
der Nordbukowina, der Süddobrudſcha und 
Giebenbürgens von Rumänien feſtgelegt 
worden ſind. Es hat in dieſer Frage ein 
Notenwechſel zwiſchen den Außen— 
miniſtern Deutſchlands und Ita— 
liens einerſeits und dem rumäni- 
ſchen Außenminiſter andererſeits 
ſtattgefunden. Der deutſch⸗rumäniſche Noten⸗ 
wechſel, mit dem der italieniſch⸗rumäniſche 
übereinſtimmt, hat folgenden Wortlaut: 

„Euer Exzellenz! Namens und im Auf- 
trag der Deutſchen Regierung habe ich die 
Ehre, Euer Exzellenz folgendes mitzuteilen: 
Deutſchland und Italien über⸗ 
nehmen mit Wirkung vom heu⸗ 
tigen Tage (30. Auguſt 1940) an die 
Garantie für die Integrität 
und Unverletzlichkeit des rumä⸗ 
niſchen Staatsgebietes. Ge 
nehmigen Euer Exzellenz die erneute Ver⸗ 
ſicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung. 
gez.: von Ribbentrop.“ 

Der rumäniſche Außenminiſter Manoi: 
lescu hat darauf wie folgt geantwortet: 

„Euer Exzellenz! Namens und im Auf⸗ 
trag der Königlich⸗Rumäniſchen Regierung 
habe ich die Ehre, den Empfang der Note 
Euer Exzellenz vom heutigen Tage zu be— 
ſtätigen, wonach Deutſchland und Italien 
mit Wirkung von heute an die Garantie für 
die Integrität und Unverletzlichkeit des 
rumäniſchen Staatsgebietes übernehmen. 
Die Königlich-Rumäniſche Re⸗ 
gierung hat von dieſer Mitteilung mit 
Genugtuung Kenntnis genommen und 
nimmt die Rumänien gewährte 
Garantie hiermit an. Genehmigen 
Euer Exzellenz die erneute Verſicherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. gez. 
Manoilescu.” 


Im Geiſt der Karlsburger Beſchlüſſe 
Im Zuſammenhang mit dem Wiener 


Schiedsſpruch iſt zwiſchen Deutſch⸗ 


land und Rumänien eine 


* 


barung über die Behandlung 
der Volksdeutſchen in wende 


nien zuſtandegekommen. Sie iſt von 


Stellung der deutſchen Volksgruppe in Ru- 
mänien entſprechend den freundſchaftlichen 
Beziehungen zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und Rumänien zu geſtalten, haben die 
Reichsregierung und die Königlich Rumä⸗ 
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Verein⸗ 


— 
Außenminiſtern der beiden Mächte, von Rib⸗ 
bentrop und Manoilescu, unterſchrieben und 
lautet wie folgt: „In dem Wunſche, die 


* 
J 


a 


Bor AF 


— 1 ONAT: 


nifche Regierung folgendes vereinbart: Die 
Königlich Rumäniſche Regierung übernimmt 
die Berpflächennn, die Angehörigen der 
deutſchen Volksgruppe in Rumänien den 
Angehörigen rumäniſchen Volkstums in 
jeder Weiſe gleichzuſtellen und die Gtel- 
lung der deutſchen Volksgruppe 
im Sinne der Karlsburger Be: 
ſchlüſſe zur Erhaltung ihres 
Deutſchtums weiter auszu⸗ 
bauen.“ Die in der Vereinbarung er- 
wähnten Karlsburger Beſchlüſſe wurden am 
1. Dezember 1918 von der „National⸗ 
verſammlung aller Rumänen aus Sieben⸗ 
bürgen, dem Banat und Ungarn“ gefaßt. 
In ihnen wurde der Anſchluß an Rumänien 
proklamiert und zugleich den nichtrumäni⸗ 
ſchen Volksgruppen der an Rumänien 
fallenden Gebiete „die volle nationale Frei⸗ 
heit“ zugeſichert. Am 9. Januar 1919 
erklärte ſich dann die Vertretung der 
Siebenbürger Sachſen auf einer 
Tagung in Mediaſch mit dem An- 
ſchluß an Rumänien einverſtanden, wobei 
ſie in einer längeren Erklärung ihre völki⸗ 
ſchen Forderungen formulierte. In der Er⸗ 
klärung hat es u. a. geheißen: „... Das 
ſächſiſche Volk, das Jahrhunderte hindurch 
eine verfaſſungsmäßige Selbſtverwaltung 
beſaß, die ihm entgegen feierlicher und geſetz⸗ 
licher Zuſicherung rechtswidrig entzogen 
wurde, erwartet ferner, daß es ihm niemals 
unmöglich gemacht werde, ſich als eine ihres 
Volkstums bewußte nationale und politiſche 
Einheit in aller Zukunft zu behaupten und 
zu entwickeln... Eine Gewähr hierfür 
ſieht es in den Karlsburger Beſchlüſſen der 
Rumäniſchen Nationalverſammlung, in 
denen ausgeſprochen wird, daß jedes 
Volk fid in feiner Sprache und 
durchſeine Söhne leiten, unter⸗ 
richten, verwalten, recht⸗ 
ſprechen und in Geſetzgebung und Re⸗ 
gierung entſprechende Vertretung erhalten 
ſoll, die für Kirche und Schule 
Autonomie gewährleiſten und über- 
haupt eine gerechte und wohlwollende Be- 
rückſichtigung aller freiheitlichen nationalen, 

irtſchaftlichen, politiſchen und kulturellen 


„Rechte der Völker und damit auch unferes 


Volkes U N 


En 


wur. 


ſind Lebensfragen 
der Nation! 


SGrenzfragen 


Bücher über den Oſten 


Die Oſtſendung der Reformation. Von Fritz 
Mertinat. Luther⸗Verlag, Poſen 1940. 
32 Seiten. Preis 0,75 RM. — Die Schrift 
enthält einige loſe aneinander gereihte Epiſoden 
aus der Geſchichte des Proteſtantismus in 
Polen. Dem Verfaſſer kommt es darauf an, in 
dieſen Epiſoden die evangeliſche Kirche als einen 
Rückhalt und ein Bollwerk des Deutſchtums 
gegenüber der polniſchen Unterdrückungspolitik 
erkennen zu laſſen, ſo in den Kapiteln, die die 
Durchſetzung der Reformation in Danzig oder 
die Wirkung Valerius Herbergers auf die kirch⸗ 
liche Entwicklung im Poſener Lande oder den 
Glaubensſtolz deutſcher Bauern in einem weſt— 
preußiſchen Dorfe behandeln. Für die Ver— 
gangenheit iſt die bedeutſame Rolle der evange- 
liſchen Kirche im deutſchen Volkstumskampf in 
Polen über alle Zweifel erhaben. Auch für die 
Gegenwart hat dieſe Kirche angeſichts des im 
Katholizismus verankerten polniſchen Nationa- 
lismus noch eine gewiſſe Bedeutung. Trotzdem 
können kirchliche Werte, die in der Vergangen⸗ 
heit in entſcheidendem Maße volkstumsbeſtim⸗ 
mend geweſen ſind, nicht auf die Gegenwart 
übertragen werden. Der Verſuch des Verfaſſers, 
eine ſolche Uebertragung vorzunehmen, fällt 
daher auch recht unklar und verworren aus. 


Dr. K. 


Weſtpreußen, der Schickſalsraum des deut⸗ 
ſchen Oſteus. Von Walther Recke. Dan⸗ 
ziger Verlagsgeſellſchaft m. b. H. (Paul Roſen— 
berg), Danzig 1940. 105 Seiten. Preis 
4,50 RM. — Der bekannte Danziger Hiſtoriker 
hat in dieſer Schrift einen ſehr eindrucksvollen 
Abriß der weſtpreußiſchen Geſchichte von der 
Zeit der germaniſchen Beſiedlung bis zur Er: 
richtung des Reichsgaues Danzig-Weſtpreußen 
gegeben. Für Schulungszwecke iſt die Schrift 
durch ihre klare Faſſung und überfichtliche Glie⸗ 
derung hervorragend geeignet. Es ſei beſonders 
auf die Kapitel verwieſen, die die Rolle be- 
handeln, welche Weſtpreußen während der Jahr— 
hunderte der polniſchen Herrſchaft geſpielt hat, 
in der das Land ein ſtändig umkämpftes Objekt 
der preußiſch-brandenburgiſchen, ſchwediſchen, 
ruſſiſchen und polniſchen Politik war. Deutlich 
geht aus der Darſtellung Reckes hervor, daß die 
Zeiten, in denen Weſtpreußen unter deutſcher 
Führung ſtand, alſo die Zeiten der Ordensherr— 
ſchaft und die preußiſche Zeit, für dieſes Land 
immer Zeiten kräftigen inneren Aufbaues und 
äußerer Sicherheit, die Zeiten der polniſchen 
Fremdherrſchaft aber ſtets Zeiten des inneren 
Niederganges und unausgeſetzter außenpolitiſcher 
Unruhe geweſen ſind. Dr. K 


Deutſche Wiſſenſchaftliche Zeitſchrift im Warthe⸗ 
land. Als neue Folge der Zeitſchriften der hiſto⸗ 
riſchen Geſellſchaft für die Provinz Poſen und 
des naturwiſſenſchaftlichen Vereins in Pofen er- 
ſcheint die „Deutſche Wiſſenſchaftliche Zeitſchrift 
im Wartheland“. Eine reiche Tradition wiſſen⸗ 


ſchaftlicher Arbeit liegt hinter ihr. Der hiſtoriſche 


Verein, als deffen Organ 1885 ihre erſte Bor- 
gängerzeitſchrift ins Leben gerufen wurde, hat 
ſeit faſt zwei Generationen alle geſchichtlich inter— 
eſſierten Kreiſe des Landes zuſammengefaßt. Die 
neue Zeitſchrift will auch weiterhin in erſter Linie 
der Geſchichte des Oſtraumes dienen. Mit der 
Neuordnung des Raumes ſtehen der Verein und 
ſeine Zeitſchrift vor einem weiten Felde neuer 
Möglichkeiten und Aufgaben. 


Jahrbuch für auswärtige Politik. Im Verlag 
von Auguft Groß (vormals Brüden-Berlag) in 
Berlin⸗Wilmersdorf iſt im ſechſten Jahrgang 
das Jahrbuch für auswärtige Politik für 1940 
erſchienen. Als Herausgeber zeichnet Profeſſor 
Dr. Fritz Berber, Direktor des Deutſchen In⸗ 
ſtituts für außenpolitiſche Forſchung. Profeſſor 
Berber hat auch einen Aufſatz über das Jahr 
1939 in der Weltpolitik beigeſteuert, mit welchem 
das Jahrbuch eröffnet wird. Aus der Zahl der 
weiteren Aufſätze feien u. a. eine Betrachtung 
über die Außenpolitik der Sowjetunion im Jahre 
1939 von Dr. Werner Markert und ein von 
Dr. Oehlrich verfaßter Artikel über Fernoſt im 
Jahre 1939 hervorgehoben. Das Jahrbuch 
bringt dann ferner eine Chronik der politiſchen 
Ereigniſſe des vorigen Jahres und Dokumente 
zur Außenpolitik desſelben Jahres. Ueber die 
Verträge zur Regelung der handelspolitiſchen 
Beziehungen des Deutſchen Reiches zu anderen 
Staaten und zur Regelung der konſulariſchen 
Beziehungen wird eine umfaſſende leberſicht ge- 
geben. Der perſonalſtatiſtiſche Teil bringt, wie 
bisher, die wichtigſten Behörden des Reiches mit 
allen dazugehörigen Anſchriften und dann An⸗ 
gaben über die übrigen Länder, die im all⸗ 
gemeinen dem Stand vom 34. Dezember 1939 
entſprechen. Die im Often entftandene Neu- 
ordnung konnte vorläufig ſtatiſtiſch noch nicht 
erfaßt werden. Das überſichtlich geordnete, ein 
großes Material enthaltende Jahrbuch zeigt ſich 
wie immer als ein ausgezeichnetes Werk zum 
Nachſchlagen und zur Unterrichtung vor allem 
des Politikers und des Schriftleiters. O. 


Krakau, Hauptſtadt des deutſchen General⸗ 
gouvernements Polen. Verlag S. Hirzel, Leipzig 
1940. 106 Seiten. Preis 3,— RM. — Das 
vorliegende Heft iſt als Band 1 der Städte⸗ 
Führer im Oſten erſchienen, herausgegeben in 
Verbindung mit dem Inſtitut für Deutſche Oſt⸗ 
arbeit in Krakau von J. Papritz und G. Sappok. 
Der Band beginnt mit einem Verzeichnis der 
wichtigſten Dienſt⸗ und Amtsſtellen in Krakau. 
Gerhard Sappok gibt einen Ueberblick über die 
deutſche Vergangenheit Krakaus. Imma Swart 
behandelt die wirtſchaftliche Entwicklung der 
Stadt und Hermann Weidhaß leitet mit einem 
Aufſatz über Krakau als Kunſtſtätte zu dem 
eigentlichen Stadtführer über, der die Fülle der 
geſchichtlich und künſtleriſch bemerkenswerten 
Bauten Krakaus beſchreibt. Im Anhang Per- 
fonen- und Sachregiſter und Straßenverzeichnis. 
Dem Band iſt ein großer Stadtplan von 
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Krakau beigegeben. Wünſchenswert wäre es ge- 
weſen, wenn die Bildausſtattung, die 24 Abbil⸗ 
dungen im Text oder auf Tafeln umfaßt, groß⸗ 


zügiger vorgenommen worden wäre. Bei der 
Darſtellung der einzelnen Kunſtwerke hätte noch 
mehr Gewicht auf die Herausarbeitung der Be⸗ 
ziehungen der Krakauer Kunſt zur geſamtdeut⸗ 
ſchen Kunſtentwicklung gelegt werden ſollen. Der 
Krakau⸗Führer iſt ein erſter Verſuch, eine ſeit 
langem peinlich empfundene Lücke im deutſchen 
Oſtſchrifttum zu ſchließen. Denn während von 
polniſcher Seite in den letzten Jahrzehnten zahl⸗ 
reiche Arbeiten über Krakau herausgebracht 
worden ſind, liegen auf deutſcher Seite nur zwei 
überholte Arbeiten von A. Eſſenwein aus dem 
Jahre 1869 und L. Lepſzy aus dem Jahre 1906 
vor. Dr. K. 

Der Feldzug in Norwegen. Von Werner 
Picht. Verlag E. S. Mittler und Sohn, 
Berlin 1940. 100 Seiten. Preis 1,— RM. — 


In der Schrift find die Berichte des Ober- 
kommandos der Wehrmacht über den Verlauf 
des Feldzuges in Norwegen vom 9. April bis 
4. Mai 1940 zuſammengeſtellt, und dieſen knap⸗ 
pen und eindeutigen Berichten ſind jeweils die 
verworrenen, verlogenen und widerſpruchsvollen 
Meldungen der Feindmächte über den Verlauf 
der militäriſchen Operationen gegenübergeſtellt. 
Der deutſche Sieg in Norwegen hat die Zu⸗ 
verläſſigkeit der OK W. Berichte in vollem Um: 
fang beſtätigt und alles, was von feindlicher 
Seite durch Preſſe und Rundfunk in die Welt 
hinauspoſaunt wurde, als plumpe Lüge ent⸗ 
larot. Inſofern ift die Schrift nicht nur als 
Bericht über den Verlauf des Feldzugs in Nor- 
wegen (der durch drei Operationsſkizzen er⸗ 
läutert wird) von Wert, ſondern ſie bietet auch 


die Möglichkeit, die Unzuverläſſigkeit und 
Plumpheit der feindlichen Propaganda zu 
ſtudieren. E AME PIRACY 
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Vom Hauptbahnhof Linie 1 / Haltestelle: Kaiserstraße/Schnürlingstraße 


Eine 
Anzeige 
in 
“ 
Anzahlung f) „stall 
8 9.85 70 bringt 


BOG immer 


üder. Goertz 
pnie 6588 KC Erfolg! 
Mönzstr. 19 


„Triumph“ 
Schreibmaschinen 
haben Weltruf 


Karl Dudek 


Fleischbänkens tr. 38 


Besucht den deutschen Osten! 


Windschild & Langelott 5 
55 Konditotei Schwermer 
Königsberg (Pr) 


Königsberg (Pr) 1 
Beton. Eisenbeton- u. Tiefbauten | Münzſtraße 12-14 


Kanalisationsrohre — Brunnenringe mit den ſchön am Schloßteich gelegenen Terraſſen 
Dränage-Ausmündungen — Klärgruben usw. 


ag at Fraien | Kauflm. Privatschule 


des Ostens bringen die BDO-Briefe Eu gen Woywod 
Zu beziehen durch Inh. Helene Siemering 

Ruf 328 51 Tragh. Kirchenstraße 72 
Bund Deutscher Osten, Berlin W 30 | Unterricht in Kurzschrift, Maschineschreib., Buchführ., 
Motzstraße 46 Rechnen, Handelskunde, Schriftverkehr u. Deutsch 


A. Franz Rapeltzki 


Königsberg (Pr), Sackheimer Kirchenstr. 23. Ruf 20977 
und 35244 


Zentralheizungen 
Heizungs- und lüftungstechnische Anlagen 


Neidenburg 


E N 
— Das aktuelle, einzige, in der 
Auflage stets steigende Heimat- 
blatt im 100. Jahrgang für Stadt 
x und Kreis Neidenburg 
WEEZE EEE TREE SER FEEERSEERETE — A 


nzeigen haben stets Erfolg 


Ihre vorteilhafte Einkaufsstätte 
für Manufakturwaren und Fertigkleidung 


E. Leskien, Neidenkurg Ostpr., Markt 


Annahme von Ehestandsdarlehn und Kinder-Bedarfsdeckungsscheinen 


Manufaktur-, Kurz-, Weiß- 


u. Wollwaren - Bekleidung Gutes Licht 
Alfred Wicht gute Leistung! 
NEIDENBURG Stadtwerke Neidenburg 


Verkaufsstelle der Reichszeugmeisterei der NSDAP 


Schafft Heime für die HJ 
Grenzlandmolkerei Osterode 

; Städtiſche Sparkaſſe 
Neidenburg Oſtpr. zu Oſterode Düne. 


. Buesiteaße 2 


Allenstein 


und aller staatlichen und städtischen Behörden 
| für en Kreise Allenstein, Heilsberg, Bischofs- 
700 burg, Neidenburg, Soldau und den 


Regierungsbezirk Zichenau 
M 5 BELHAUS 


C. Helbig Werbe für 
Gegr. Ans Ra 2167 jez d d Oſiland s 


Ausstellung in 5 Etagen. muß 


„ Jos. Bader 
| sein, Eara; 
stark Konditorei u. Kaffee 
a — und | Allenstein 


ar = 13 st; H 
Haus tür Wohnungskuns' , | opferbereit! 


Sensburg 


Willy Kirstein 
Stadtwerke Sensburg 


Senshurg Textil- eee 


Fernrul 323 


1 dn ann 
ur Me ee 


au felge | Brieskorn & Krause | 


Sensburg 
tellungen werden schon Kofteniofe Beratung 
8 un in allen Fachiragen Marktstraße 7 


Die beliebte Einkcufsquelle für Alle 
zu volkstümlichen Preisen 


jetzt entgegengenommen! 


Ein Volk, ein Reich, ein Führer! 


Lötzen/Lyck 
in jedem Haushalt in Stadt und Kreis liest man die gute, schnelle, billige 


Lötzener Zeitung 


— das angestammte Heimatblantl mE 


Moclen cus | Konditorei und Kaffee 
Gebr Erich ‚Soehn 


Lötzen, Fernruf 538 


Empfehle mein Lokal! | 


Lötzen Opr. Tel. 701/702 


Molkereigenossenschaft Lyck 
e. G. m. b. M. zu Lyck 


Zeinet Milch 


Ortelsburg 


Volksbank Lyck 


Bank / Sparkasse 


Das Haus der guten Qualitäten 
für 


Textilwaren und Fertigkleidung 


Hans Henning 
Orielsburg 


Textilwaren 
Herren-, Damen-, 
Kinder-Bekleidung Mit Sparen 
fängt Dein Wohlſtand an! 
Ortelsburg. Tel. 355 Ein Sparkaſſenbuch erhältſt Du ſchon 
mit einer Einlage von 1 RM. i 


PoE E Darum zögere nicht und beginn noch heute 
Besucht das bel der 
0 Spark 
schöne Ostpreußen! parkaſſe der Stadt Ortelsburg 


90 


